


�)-\ 
MAGAZIN 

•• 

FUR 
JUNGE 
LEUTE 

HERAUSGEBER 
Bernhard Jendrejewski, 
Jürgen Laimer, Rolf Jürgen 
Priemer, Karl Hubert 
Reichel, Ulrich Sander, 
Karl Heinz Schröder, 
Dr. Peter Schütt, Pastor 
Horst Stuckmann, Werner 
Weismantel 

CHEFREDAKTEUR 
Hans-Jörg Hennecke 

STELL V. CHEFREDAKT. 
Peter Bubenbarger, Dort­
mund (verantwortlich) 

REDAKTIONSBEl RAT 
Wolfgang Bartels, Peter 
Berg, Rainer Birenheide, 
Günter Boncelet, Elke Dahl, 
Jerken Diederich, Gisela 
Holzmüller, Reinhard 
Junge, Hartmut Schulze, 
Werner Maletz, lngolf 
Riesberg, Georg Rohde, 
Ruth Sauerwein, Helga 
Riesberg, Werner 
Stürmann, Peter Sehröder 

GESTALTUNG 
Wolfgang Freitag 

REDAKTION 
46 Dortmund, 
Brüderweg 16 
Telefon 57 20 10 

VERLAG 
Weltkreis-Verlags-GmbH 
46 Dortmund, 
Brüderweg 16 
Telefon 57 20 10 

VERLAGS­
GESCHÄFTSFÜHRER 
Werner Maletz 

PREIS INLAND 
Einzelpreis DM 1,-
einschl. Mehrwertsteuer/ 
Jahresabonnement DM 13,­
einschl. Zustellgebühr 

KONTEN 
Weltkreis-Verlags-GmbH 
Bank für Gemeinwirtschaft 
Dortmund, 
Konto 10 068 742 
Postscheckkonto Ffm., 
Konto 203290/600 

DRUCK 
Heska-Druck GmbH, , 
Klein-
Krotzenburg 

Knüppel frei?� . 
Staats- und VerfiBSUßlllln'Cltt 
entfällt in diesem Jahr. 
Lakonische Bemerkung, unter 
Abschnitt II -des Polizeikalen­
ders 1 973, Verlag Deutsche Po· 
lizei, Hilden. 

Träf 
'·' < . . · 

Spnchpfleae ! . ..• tat·· not! Kein 
Fremdwort für ein trlfes Eiaen· 
wort! 
Parole des ,,Vereins für Sprach· 
pflege", Hainb�. 

Kapital 
lmhoff nannte die BeleJSChaft 
seines neuen Werkes sein w ich· 
tiptes Kapital. 
Westfäl. Rundschau über den 
Verkauf der Euro-Coop-Scho· 
koladenfabrik Dortmund an 
imhoff, 15.5.73. 

Das Foto des Monats 

Nach wie vor liefert die BRD Rüstungs­
� gagenstände für den Kolonialkrieg der 
..,... protugiesischen Faschisten. Diese Achsen 

für Militir·Lkws. stehen vor Schuppen 75 

Menschenhandel 
Griechen sind knapp, Türken 
noch zu haben. 
Welt am Sonntag, 25.3.73. 

Hoffnungslos . 
Ich aJaube . fest daran, clal 
A-merika die Hoffauns der Welt 
ist, < 

U8-Prisident Nixon zum.Water­
gate-8kandal, Stern 20l!3. 
Unfallv•hütung a 
Dufte Puppen haben, wie ., 
Befraauna der Fordwerke-Be­
lepchaft eraab, sehr viel 
tp:ößere Chancen, zur Unfallver· 
hituna im Werk beiziatraaen als 
die bisher üblichen Plakate der 
Berufsaenossenachaft. 
Westd. Allg. Zeitung, 12.5.73. 

Karl Marx 
Von den knapp 1100 Befraa­
ten ziblten zwölf auch Eaon 
Jahr und zwei Karl Marx zu 
den bekanntesten DDR-Politi· 
kern. 
Westdt. Allg. Zeitung, 16.5.73. 

Im Hamburger Hafen für die Verladung auf·· 
den portugiesischen Frachter ,,Sofala" be· 
reit • 

Ziel: Angola. 
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platte bei. Wir bitten um freund!. 
Beachtung! 

******* 



4 



J{,CA (Z 0 

l .. September 1973 - Antikriegstag 

Bildung rm�!!�tn�!!�!� rnnrumenten 
· 

einer Beat-Band. Schwoof-Abend - denkt man im ersten Moment. Doch 
hier steckt mehr dahinter. "Anti-Barras-Fete" - bereits zum zweiten Mal 
klären verschiedene Oberhausener Jugendverbände gemeinsam auf über 
Bundeswehr, Rüstung und Friedenskampf. Oberhausen ist nur ein Beispiel 
für viele. In vielen Städten gibt es derartige Initiativen und Aktionen. Überall 
geht es darum, die mit den sozialistischen Staaten abgeschlossenen Verträge 
konsequent zu verwirklichen und mit Leben zu erfüllen. Was immer mehr 
junge Menschen von der Bundesregierung verlangen, wurde besonders 

e deutlich bei der Freundschaftskundgebung der 50 000 anläßtich des 
Breshnew-Besuchs in Bonn: Frieden und Abrüstung für unser Land -
Freundschaft mit der Sowjetunion und den anderen sozialistischen Staaten. 
Jetzt wird es Zeit, daß die Rüstung runtergeschraubt wird. Dann ist das Geld 
für die Bildungsreform da. Immer lauter wird die Forderung: Bildung statt 
Bomben! 
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... machen .. 
BASF Ludwigshafen. Die 
Chemiearbeiter stehen im 
Lohnkampf. Ihre Forde­
rung: mindestens 12 Pro­
zent. Lehrlinge und junge 
Arbeiter in vorderster 
Front. Nach dem Tarifab­
schluß von 10,2 Prozent 
Unzufriedenheit. Aber 
das Lohndiktat der Bosse 
ist gebrochen. 

Jugendarbeitsschutz 

Bundesarbeitsminister Arendts 
Entwurf für ein neues Jugend­
arbeitsschutzgesetz ist fertig. Er 
genügt bei weitem nicht den ge­
werkschaftlichen Forderungen. 
Deshalb hat d�r DGB einen ei­
genen Novellierungsvorschlag 
vorgelegt. Klar ist: Von selbst 
verwirklicht sich dieser Vor­
schlag nicht. Ein wirklich bes­
seres Gesetz muß erkämpft wer­
den. 

Lehrlinge • • • 

BBC Mannheim. Große 
Unruhe beim Werk­
schutz. Die Polizei wird 
alarmiert. Vor dem 
Werkstor werden Unter­
schriften gesammelt. Für 
innerbetriebliche Zulagen 
und Fahrgeldrückerstat­
tung für Lehrlinge. 
Schnell sind 150 Unter­
schriften zusammen. 

. .. Dampf! 
Peine. 300 Lehrlinge und 
SchÜler demonstrieren 
durch die Stadt. Sie for­
dern ein neues Berufs­
schulzentrum. Die Rat­
hausparteien behaupten, 
es sei kein Geld da. Die 
jungen Leute sind der 
Meinung: Konzern-Profi­
te beschneiden und Bil­
dung statt Bomben. 

Der "Blaue" 

Jeder kennt den " blauen 
Brief", den Lehrlinge bei 
schlechten Leistungen von den 
Bossen erhalten. Die Redak­
teure der "Feile", der Lehr­
lingszeitung für Krupp/Bo­
chum, drehten den Spieß ein­
mal um und schrieben den Bos­
sen einen "Blauen": 
"Die Leistungen bzw. das Ver­
halten der führenden He"en im 
Ausbildungswesen sowie des 

Mißstände bestätigt 

Die Hamburger Hochschule flir 
Wirtschaft und Politik flihrte 
eine Umfrage unter 35 000 
Lehrlingen durch. Ergebnis: 
Nur 40 % erhalten die vorge­
schriebenen 8 bis 12 Wochen­
stunden Berufsschulunterricht 
40 % der Lehrbetriebe haben 
keinen Betriebsrat, ein Drittel 
keine Jugendvertretung, 60 Pro­
zent der Lehrlinge keine Ju­
gendver8ammlung. 

Für Bildungsurlaub 

Eine Dokumentation hat die 
hessische Gewerkschaftsjugend 
herausgebracht, in der nachge­
wiesen wird, wie die Unterneh­
mer den Bildungsurlaub für jun­
ge Arbeiter und Angestellte sa­
botieren. Die DGB-Jugend for­
dert zwei Wochen Bildungs­
urlaub im Jahr. Die Dokumen­
tation ist erhältlich: DGB-Ju­
gend, 6 Frankfurt, Wilhelm­
Leuschner-Str. 669 - 77. 

So teuer wurde das 
Leben fürJugendliche 
Junge Arbeiter, Lehrlinge, 
Schüler und Studenten sind von 
den Preissteigerungen besonders 
hart betroffen. Erstens haben 
sie sowieso weniger Geld, zwei­
tens sind die Preissteigerungen 
gerade im "Jugend-Bereich" be­
sonders hoch. 
Die Eintrittspreise für Kino und 
Sportveranstaltungen stiegen 
um 9,2 % im Vergleich zum 
Vorjahr. Der Aufenthalt in 
Gaststätten verteuerte sich um 
6,5 %, nichtalkoholische Ge­
tränke wurden um 7,3 % teurer, 
Tabakwaren um 19,4 %. Für 

öffentliche Verkehrsmittel 
müssen die Lehrlinge und 
Schüler 7,8 % mehr berappen, 
für Wochenkarten bei der Bun­
desbahn 1 i, 7 %. Der Friseur 
kostet ll % mehr. Schuhe plus 
10 %, Körperpflege plus 7,5 
% ... 
In den Betrieben werden Teue­
rungszulagen und vorfristige 
Kündigungen der Tarifverträge 
verlangt. Denn: nur aktive 
Lohnpolitik schützt Arbeiter 
und Angestellte vor dem 
schlimmsten Geschröpft­
werden. 

1. Sieger der Profit-Olympiade: der MartJurger Kaufha�s-König 
Ahrens. Mit dieser Aktion machte die SDAJ Marburg deutlich: 
Während Preise und Profite steigen, stehen die Einzelhandelsbe­
schäftigten an der letzten Stelle der Lohnskala. 

Vorstandes der Friedn"ch Krupp 
Hüttenwerke AG geben Anlaß 
zu Tadel. Es ist seit einiger Zeit 
festzustellen, daß der Werks-

FElLE 
F• �(� S/)AJAv�.--. .... ,#1 

unterricht, der von uns Lehrlin­
gen nötig gebraucht wird, in ei­
nigen Berufen um Stunden her­
abgesetzt wurde. Dieses Verhal-

. ten kann von unserer Seite nur 
als: mangelhaft bis ungenügend 
gewertet werden. 
Wir machen nochmals auf die 
Bestimmungen im Ausbildungs­
vertrag aufmerksam, die besa­
gen, daß beide Seiten ihr mög-· 
lichstes geben, damit das Aus­
bildungsziel e"eicht werden 
kann. 
Wir schließen mit der Hoffnung 
auf Ihre Unterstützun� und ver­
bleiben mit freundlichen Grü­
ßen 
Die Betroffenen" 
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"Gemäß § 8 des mit Ihnen ab­
geschlossenen Ausbildungsver­
trages teilen wir Ihnen mit, daß 
wir Sie nicht in ein Anstellungs­
verhältnis übernehmen wer­
den." Am 30. Mai erhielten 
zwölf Lehrlinge von Bayer­
Leverkusen dieses lakonische 
Schreiben "mit freundlichem 
Gruß". 
Unter den· Zwölfen, denen die 
Bayer-Bosse den Anstellungs­
vertrag verweigern, sind aktive 
Gewerkschafter, Vertrauens­
leute und Jugendvertreter. Die 
Herren der Personalabteilung, 
Dr. Neumann und Wollenberg, 
erklärten bei der Aushändigung 
der EntlasSungsbriefe der Lehr­
linge, der Jugendvertreter Nor­
bert Boeker habe sich "durch 
seine Öffentlichkeitsarbeit un­
möglich gemacht". Dem Ju­
gendvertrauensmann Georg All­
roggen wurde erklärt, er habe 
sich "den Aktionen von Boeker 
angeschlossen und zum Beispiel 
bei einer Abteilungsversamm­
lung auch polemisiert." 
Erst im März hatte Norbert 
Boeker auf einer_ Jugendver-

sammlung die Machenschaften 
des Bayer-Konzerns angeklagt. 
1970 war es ein kritischer Lehr­
ling, der flog. 1971 schon ·14. 
Und 1972 wurden zehn Mann 
gefeuert, die im Jahr zuvor in 
der Lohnbewegung aktiv ihren 
Mann standen. Norbert auf die­
ser Jugendversammlung: "Ich 
habe eine Frage an den Vertre­
ter der Werksleitung. Herr 
Behnisch, haben Sie sich eigent­
lich schon Gedanken gemacht, 
wen von uns Sie dieses Jahr 
nach der Tarifrunde raus­
schmeißen wollen? " 
Sofort nach Bekanntwerden des 
neuen Bayer-Willkürakts lief die 
Solidarität an. Innerhalb weni­
ger Stunden erhielt die Jugend­
vertretung über dreißig Solidari­
tätsschreiben. Jusos, Natur­
freundejugend, SDAJ, ArK, 
SMV und junge GewerkscW'ter 
gründeten ein Solidaritäts­
Komitee, das Informationsstän­
de und weitere Aktionen durch­
führen wird. 
Immer lauter werden die Forde-· 
rungen: Die gemaßregelten 
Lehrlinge müssen eingestellt 
werden, die gewählten Sprecher 
und Vertrauensleute müssen ihr 
demokratisches Mandat aus­
üben k önnen. Ein wirksames 
Mittel ist das NEIN des Be­
triebsrates zu jeder weiteren 
Neueinstellung, solange bis alle 
gefeuerten Kollegen einen An­
stellungsvertrag haben. Klaus­
Jürgen Eichhorst, Vorsitzender 
der Bayer-Gesamtjugendvertre­
tung zum elan: "Durch Be­
trie bsvereinbarungen sowie 
durch eine klare gesetzliche 
Regelung müssen wirklicher 
Kündigungsschutz und Wehr­
dienstbefreiung für Juge6;:r­
treter und darüber hinau-ei­
terbeschäftigungsgarantie für 
alle Lehrlinge verankert wer­
den." 

Solidaritätsaktion in Marburg: Symbolisch wird ein Jugendvertreter 
,.eingenagelt", um ihn vor dem Zugriff der Bosse zu schützen. 



Volker Einhorn ist Vorsitzen­
der der Jugendvertretung der 

Seebeck- Werft in Bremerhaven 
und der Gesamtjugendvertre­
tung der AG .. Weser". Genauer 
gesagt - er war es. Die Krupp­
Bosse, denen die' Werft gehört, 
kündigten dem aktiven Gewerk­
schafter am 21. Mai fristlos. Als 
Begründung gaben sie vor: "Zur 
Wiederherstellung des von 
Ihnen gestörten Betriebsfrie­
dens". 
In Wirklichkeit handelt es sich 
hier um einen Racheakt der 
Krupp-Manager. Das war ge­
schehen: Im April hatten sieben 
Lehrlinge einen ihrer Kollegen 
in auch flir Werftverhältnisse 
rauher Weise in die Mangel ge­
nommen. Der Betriebsrat woll­
te deshalb die Sieben, die im 
Juni auslernen, nicht länger im 
Betrieb sehen. Volker Einhorn 
wandte sich dagegen. Er be-

dauerte zwar das Verhalten der 
Sieben, sah aber die Kündigung 
als unangemessene Strafe an. 
Die Jugendvertetung beantragte 
daher beim Betriebsrat die 
Durchführung einer Jugendver­
sammlung. Gleichzeitig bemüh­
te sich Volker, mit dem jungen 
Kollegen, der das Opfer einer 
an sich harmlosen Alberei war, 
die Sachlage aufzuklären, um 
den Vorwurf der "Mißhand­
lung" aus der Welt zu schaffen. 
Das werteten die Krupp-Bosse 
als " Einschüchierungsversuch" 
und als "Störung des Betriebs­
friedens". Seit langem ist ihnen 
der aktive Jugendvertreter Vol­
ker Einhorn unbequem. Bei der 

. letzten Jugendvertreterwahl er­
hielt er 91 Prozent der Stim­
men. Seine Kollegen wählten 
ihn in zahlreiche Funktionen 
der IG Metall. 
"Offensichtlich ist mein aktiver 
gewerkschaftlicher Einsatz .und 
mein ständiges Bemühen, die 
Lage unserer jungen Kollegen 
zu verbessern, der Unterneh­
mensleitung ein Dom im 
Auge", schrieb Volker an den 
IG-Metall- Vorsitzenden Eugen 
Loderer. 
Als die Lehrlinge der Seebeck­
Werft von Volkers Entlassung 
hörten. legten sie sofort für 90 
Minuten die Arbeit nieder, de­
monstrierten durch den Betrieb 
und forderten die Wiederein­
stellung ihres Jugendvertreters. 
Inzwischen ist Volker bei meh­
reren anderen Werften bei der 
Arbeitssuche abgelehnt worden. 
Gegen dieses praktische Berufs­
verbot für Jugendvertreter hilft 
nur Solidarität! 
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Wolfsburg: Ro­
ter Kuckuck auf 
italienisch 

Cuculo Rosso". Was ist denn das? Rich­
tig geraten. So heißt der Rote Kuckuck auf 
italienisch. Die ausländischen Kollegen im 
Wolfsburger Volkswagenwerk haben sich 
das Pfandsiegel der Arbeitetjugend auf 
diese Art und Weise "mundgerecht" ge­
macht. Und bekannt ist er bei ihnen, der 
Cuculo Rosso von elan. 
Zuerst tauchte er in der Wohnsiedlung der 
ausländischen Kollegen, in Wolfsburg-Käs­
dorf, auf. Jahrelang waren sie in miesen 
Baracken untergebracht, bis der VW-Kon­
zem "neue, schöne Wohnungen" baute. 
Eine feine Sache, dachten die Kollegen. 
Auf jeden Fall besser als die alten Bruch­
buden. Aber dann wollte doch keiner von 
ihnen ·in die Käsdorfer Siedlung ziehen. Es 
stellte sich nämlich heraus, daß dort die 
Mieten viel höher und die Wohnverhältnis­
se nicht viel besser sind. 

Jetzt' kam das Gesundheitsamt und erklärte 
die Baracken für unbewohnbar. Also raus 
mit den Kollegen und rein in die neuen, 
teuren Wohnungen. Eine 90-Quadratme­
ter-Wohnung kostet 500 DM. In solch einer 
Wohnung wohnen acht bis neun Kollegen. 
Besucher dürfen nur im "Wartezimmer" 
empfangen werden und das auch nur bis 22 
Uhr . 
. Ausländische Kollegen, die vom VW-Kon­
zern gekündigt werden, müssen laut Miet­
vertrag noch am seihen Tag die Wohnung 
räumen. Wollen sie jetzt eine neue Arbeits­
stelle finden, müssen sie eine Wohnung 
nachweisen. Keine Wohnung, keine Arbeit. 
Keine Arbeit, keine Aufenthaltsgenehmi­
gung. Sie müssen die Bundesrepublik ver­
lassen. 
Mit der Aktion Roter Kuckuck - oder wie 
es die italienischen Kollegen sagen: 
"Azione Cuculo Rosso" - prangerte die 
Wolfsburger SDAJ diese Praktiken des 
VW-Konzerns an. Die ausländischen Kolle­
gen waren begeistert. Schnell hatten sie das 
Flugblatt ins Italienische übersetzt und 
eine gemeinsame Aussprache über weitere 
Aktionen schloß sich an. Solidarität mit 
den ausländischen Kollegen gegen die 
VW-Bosse - das wird jetzt in Wolfsburg 
groß geschrieben. 

Remscheid: Ge­
gen Mini­
Springer 

Der Remscheider General-Anzeiger bekam 
den Roten Kuckuck verpaßt. Systematisch 
verschweigt diese Tageszeitung die Aktivi­
täten demokratischer Jugendverbände. 
Presseerklärungen von der SDAJ un�en 
Falken landen gleich im Papierkorb. n­
staltungen dieser Gruppen werden vo den 
Redakteuren gemieden. Einer von ihnen 
gab als Grund an: "Es kommen grundsätz­
lich keine Artikel über Falken und SDAJ, 
weil der Besitzer Ziegler was gegen die 
beiden Gruppen hat." Doch das ist noch 
nicht alles. Mit Falschmeldungen versudlte 
Ziegler-Springer verschiedene Jugendgrup­
pen auseinanderzudividieren. Doch sie 
ließen sich nicht täuschen. Jetzt klebt der 
Rote Kuckuck an Zieglers Verlagshaus. 

Marburg: Demo­
kratie in die 
Bundeswehr! 

Oberstleutnant Carstens ist Bataillonskom­
mandeur in Marburg. Zu seinen Sternchen 
und Orden bekam er den Roten Kuckuck 
angeheftet. In seinem Bataillon wurde der 
Vertrauensmann Otto Wagner seiner Funk­
tion enthoben, weil er konsequent für die 
Interessen seiner Kameraden eintrat. Der 
Vertrauensmann Fritz Hofmann wurde in 



�ine Ausbildungskompanie abgeschoben. 
:n einer anderen Kompanie gibt es seit 
�är-einen Vertrauensmann mehr, weil 
lies-ntlassen wurde und die Wahl eines 
1euen bis jetzt noch nicht erfolgt ist. Stell­
rertretend für die Verantwortlichen solch 
mdemokratischer Praktiken bekam 
)berstleutnant Carstens nun den Roten 
[(uckuck. 

Pinneberg: Bes­
sere Ausbildung 

Jusos, junge Gewerkschafter und SDAJ!er 
tauchten am Werkstor der ILO in Pinne­
berg auf. Sie interviewten Lehrlinge dieses 
Metallbetriebes. Und da kam einiges ans 
Tageslicht. Es reichte dazu, den ILO-Her­
ren den Kuckuck ans Werkstor zu kleben. 
Die Forderungen: Ausbildende Gesellen 
müssen von der Akkordarbeit freig�stellt 
werden. Interne Zeugnisse und Beurteilun­
gen sind hinfällig, da eine Leistungsbeurtei­
lun.r durch die offiZielle Zwischenprü-
fun schehen darf. Volle Erstattung der 
Fa osten. Einhaltung der Arbeitsschutz-
bestimmungen. Übrigens: Bald klebte der 
Rote Kuckuck auch an veralteten Maschi­
llen im Betrieb. 

Münster: Für die 
Rechteder 
Studenten 
6 000 Studenten streikten und demon­
strierten durch das kleine Universitätsstädt­
chen am Rande des Ruhrgebiets. Die 
Hauptlosung: "Arbeiter, Schüler, Lehrlin­
ge, Studenten, gemeinSam für ein demokra­
tisches Bildungswesen." Konkreter Anlaß 
war der Kampf für eine undemokratische 
Universitätsverfassung. Mit einem Sat­
zungsentwurf aus CDU-Richtung versucht 
die Reaktion, die letzten Rechte der Stu­
denten zu beschneiden. Mit der Aktion Ro­
ter Kuckuck wurde der reaktionäre Sat­
zungsentwurf symbolisch beschlagnahmt. 

Hamburg: Ent­
giftetdie 
Schulen 
Aktion .Roter Kuckuck in Hamburger 
Schulen. Schüler der Hansa- und der 
Luisenschule stöberten einmal in den Kar­
tenräumen. Sie fanden "Politschocker im 
Gruselkabinett von Strauß". Die Sowjet­
union wird den Schülern als "Rußland" 
nahegebracht, Polen wird als "Deutsches 
Ostgebiet" eingemeindet und hinter der 
Bezeichnun� "SBZ" kann man die DDR 
vermuten. Ähnlich sieht es in den von den 
Schülern benutzten Atlanten (Diercke) aus. 
Weil solche Lehrmittel im krassen Wider­
spruch zu den Verträgen von Moskau, War­
schau und Berlin stehen, weil vor allem die 
Schulen von entspannungsfeindlichem Ma­
terial entgiftet werden müssen, fordern die 
Schüler: Weg mit den braunen Karten! Mit 
dem Roten Kuckuck wurden sie sym­
bolisch gepfändet. 

bestellen. Kostenlos. SChmöt 
und unbedingt, wo ihr Kuckuck­
Aktionen macht und welchen Miß. 
stand ihr im Visier habt. Damit 
ihr eure Kosten decken könnt, 
überweisen wir tur jeden von uns 
veröffentlichten Aktionsbericht 
mit Foto als KostenerstattunJ DM 10,-

Mettmann: Ge­
gen Unterneh­
merwillkür 
"Die Firma Wolters ist gepfändet!" Der 
Rote Kuckuck prangerte die Willkür­
methoden des Fabrikherren Peter Wolters 
an. Der hatte scharf kalkuliert. Er will 
seine ganze Firma nach Rendsburg 
("Zonenrandbezirk") verlegen, wo er mehr 
und billigere Arbeitskräfte erwartet. Was 
wird aus den fünfzehn Lehrlingen, wenn im 
Frühjahr 1974 Wolters die Tore in Mett­
mann schließt? Ihre Lehre ist gefährdet. 
Weil Wolters die Proteste der Belegschaft 
flirchtete, verschwieg er seine Pläne - ent­
gegen den Bestimmungen des Betriebsver­
fassungsgesetzes - -bis zum letzten Mo­
ment. Jetzt sind Aktionen angelaufen! 

Hagen: Ab ins 
Museum 
In der Lehrwerkstatt der Hoesch Rothe 
Erde - Schrniedag AG in Hagen klebt der 
Rote Kuckuck. Die Lehrmaschinen sind 
Asbach-uralt. An einigen hat man scham­
haft den Pleitegeier mit dem Hakenkreuz 
ausgefeilt. Die Hagener SDAJ pfändete die 
"alten Schätzchen" ftir das neue Hagener 
Freilichtmuseum: "Nur dort können die al­
ten Dinger noch einen Zweck erfüllen." 
Die Lehrlinge brauchen neuwertige und 
moderne Maschinen zum Lernen! 

13 
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elan: Frank, wie wird man in der DDR ein 
Star? 
Frank Schöbe! verzieht etwas das Gesicht. 
Also Star, na ja, dieses Wort bürgert sich 
jetzt auch in der DDR mehr und mehr ein. 
Ich würde sagen: die Leute machen einen 
zum Star. Das kann über Nacht mit einem 
guten Titel kommen und über Nacht wie­
der vorbei sein, wenn nichts dahinter 
steckt. (Bei Frank muß was dahinter 
stecken, denn er hält sich bereits seit acht­
einhalb Jahren.) 
elan: Wie wird man in der DDR überhaupt 
Schlagersänger und was passiert, wenn es 
nicht klappt? 
Frank: Voraussetzung ftir 'jeden Schlager­
sänger ist, daß er einen richtigen Beruf hat, 
in den er jederzeit wieder zurückgehen 
kann. Ich bin z.B. gelernter Mechaniker. 
Bei den meisten beginnt es als Hobby - sie 
singen im Jugendclub auf Veranstaltungen, 
sie kommen aus der Bewegung "Junge 
Talente", einige kommen aus den Si. 
clubs. Aber ich meine, daß das so e 
wie ein Rückschritt ist, denn als Schlager­
sänger singt man doch im allgemeinen w� 
niger anspruchsvolle Texte. Weitere Ausbil­
dung: es gibt in der DDR ein Studio ftir 
Unterhaltungskunst, in dem Nachwuchs­
sänger ausgebildet werden. Dort erhält man 
nach einer Prüfung die LiZenz als hauptbe­
ruflicher Schlagersänger. Grundausbildung 
wie in der Armee: die Grundbegriffe wer­
den einem da eingepaukt, aber das Wichtig­
ste ist dann die Bewährung vor dem Publi­
kum. Da muß man seine Erfahrungen sam­
meln und ständig weiterlernen. Wichtig ftir 
die Nachwuchssänger sind die nationalen 
und internationalen Leistungsvergleiche. 
Der letzte Leistungsvergleich der sozialisti­
schen Länder war vor kurzem in Gottwal-
dow in der CSSR. _ 
Und so wurde Frank Schöbe! Schlagerstar: 
Schon mit sieben Jahren besuchte- er die 
Volksmusikschule in Leipzig, probte ein 
Dreivierteljahr im Vorbereitungslehrgang 
für den Thomanerchor, spielte in einer 
Band Gitarre und sang in Rentnerheim' 
Während er seinen Dienst bei der Nati 
len Volksarmee ableistete, sang er 
Armee-Ensemble "Erich Weinert" Schla· 
ger. Und damit die ganze Entwicklung 
nicht so glatt und eintönig wird: Frank 
fällt beim ersten Mal durch die Prüfung 
beim "Zentralen Studio für Unterhaltungs­
kunst". Beim zweiten Anlauf schaffte er es 
dann - klar, sonst säßen wir uns heute 
nicht gegenüber. "Meiner Mutter verdanke 
ich eigentlich am meisten. Sie ist Gesangs­
lehrerin in Leipzig." Aber jetzt auf zur 
nächsten Frage. 

elan: Frank, du bist bereits in der BRD, in 
Japan und anderen westlichen Ländern 
aufgetreten. Gibt es einen Unterschied zwi­
schen westlichen und östlichen Schlagern 
und den Stars? 
Frank: Unterschied zwischen West- und 
Ostschnulze? Wenn man Takt für Takt 
durchgeht, wird man sicher direkt keinen 
Unterschied finden. Aber ich meine, daß 
wir - wenn man die Masse der Schlager 
betrachtet - im ganzen anspruchsvollere 
Texte haben. Wir bemühen uns, mit den 
Leuten in ��ontakt ·zu kommen, gehen in 
Clubs und fragen nach, welche Titel gefal­
len und welche nicht. Wir wollen den Leu­
ten eben nicht einfach was vorsetzen, son­
dern Hand in Hand mit ihnen arbeiten, auf 
Vorschläge reagieren. Dazu muß ich noch 
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sagen, daß bei uns im Monat ungefähr 
zwanzig neue Titel herauskommen, wäh­
rend es in der BRD fast 200 sind. Wenn da 

· mehr Hits dabei sind - kein Wunder. Wir 
müssen unsere Mittel so einsetzen, wie wir 
sie haben, und dabei sind Schlager nicht 
_-Wichtigste. 

· 

'W die Stars anbetrifft - ich würde lieber 
sagen: das Verhältnis Sänger - Publikum. 
Also, im allgemeinen verhimmeln einen die 
Leute nicht - obwohl es das auch gibt -, 
sondern das ist meist ein kumpelhaftes 
Verhältnis. Es ist mir schon oft passiert, 
daß mir nach dem Konzert einer auf die 
Schulter klopft und sagt: "Hast du gut ge­
macht!" Das finde ich dufte. 
Ich finde, ich bin hier viel unabhängiger als 
irgend ein Star im Westen, der von seinen 
Managern aufgebaut und verkauft wird. 
Auf meiner neuen LP, die wir hier gerade 
aufnehmen, sind drei Titel, die ich im 
Westen bestimmt nicht hätte aufnehmen 
können, weil sie nicht meinem üblichen 
Stil entsprechen und nicht "hit"-verdächtig 
sind. Ich habe die Titel der LP selbst zu­
sammengestellt und dann hier mit Amiga 
abgesprochen. 
elan: Frank, wie ist das hier denn über­
haupt mit Managern? 
Frank: Bisher hatten wir gar keine. Die 

· Sänger machten alles selber. Aber da ist lh nicht das Wahre. Jetzt soll es so·etwa:s 
Manager geben, aber die sollen uns nur 
organisatorischen Kram vom Halse hal­

ten. 
elan: Wie lebt ein Star in der DDR? 
Frank: Also � der Westpresse, im "Stern" 
usw ., haben s1e großen Wind gemacht mit 

Festival-Land 

DDR 

"500 Mark für 500 000 Platten" (wenn 
man 20 Prozent Steuern abzieht, sind es 
sogar nur 400 Mark) und ähnlichem Un­
sinn. Natürlich kann man auch bei uns eine. 
ganze Menge Geld beim Schlagersingen ver­
dienen. Aber der Staat hat da eine Grenze 
nach oben hin gesetzt, was ich ganz in Ord­
nung finde. Das Geld verdient man bei uns 
durch Auftritte und Konzerte. Dadurch 
hält man den Kontakt zum Publikum. Es 
hat allerdings auch eine böse Seite: durch 
die vielen Auftritte haben manche Leute 
keine Zeit mehr, weiterzulernen, ihre Stil­
mittel zu erweitern und so. 
Und wie sieht der Lebensstil von Frank 
Schöbe! aus? Er ist verheiratet mit der 
Schlagersängetin Chris Doerk und hat 
einen Sohn. Ansonsten: Dreizimmerwoh­
nung und ein Trabant. Keine 20-Zimmer­
Villa vor den Toren Berlins, keine Sommer­
residenz am Schwarzen Meer, keine Sport­
wagen-Flottille, wie man nach Bravo-Lek­
türen von einem Star wohl erwarten kann? 
Nein. "Ich glaube, das würde mich von 
meinem Publikum zu sehr trennen. Was 
hätte ich dann noch mit denen gemein­
sam? Würde mir dann noch nach dem Auf­
tritt jemand auf die Schulter klopfen? Ich 
sehe das so: meine Arbeit ist das Singen 
wie andere Bauarbeiter oder Ingenieur� 

. oder Lehrer sind. Ich erflille meine gesell­
schaftliche Aufgabe, indem ich die Leute 
unterhalte, ihnen leichte Kost serviere." 
elan: Du bist Mitglied des Nationalen Festi­
val-Komitees in der DDR' Was ist da deine 
Aufgabe? 
Frank: Na, was habe ich bisher getan? Ich 
bin umsonst aufgetreten. Habe Plakate ver-

Von Ruth Sauerwein 

kauft und ähnliches. Der Erlös geht auf 
den Weltsolidaritätsfonds. Ein Festivallied 
habe ich gemacht. Im künstlerischen Rat 
mache ich mit bei den Besprechungen für 
das nationale Kulturprogramm zum Festi­
val. Hoffentlich kommt was Duftes dabei 
raus. Die LP, die ich hier aufnehme, soll 
auch zum Festival herauskommen. Na, und 
ich selbst werde natürlich auch dabei sein. 
elan: Jetzt ist ja Schlagersingen keine le­
benslängliche Angelegenheit. Frank, was · 
machst du, wenn du keine Schlager mehr 
singst? · 

Frank: Ich habe mich nie nur aufs Schla­
gersingen beschränkt. Ich komponiere auch 
(bisher 75 bis 80 Titel). Ich habe beim 
Fernsehen als Moderator gearbeitet in 
"Franks Beatkiste". Die habe ich leider aus 
Zeitgründen aufgeben müssen. Ich habe in 
ftinf Filmen mitgemacht und ein weiterer 
ist in Aussicht. Ich könnte auch als Musik­
redakteur arbeiten oder mich um den 
Nachwuchs kümmern, was sehr wichtig ist. 
Also, um die Zukunft brauche ich mir kei­
ne Sorgen zu machen, auch wenn ich keine 
Schlager mehr singe. 
elan: Frank, bis jetzt haben wir uns nur 
über das Singen unterhalten. Hast du denn 
sonst noch Hobbys? 
Frank: Aber klar! Fußball ist mein großes 
Hobby. Nicht nur 'als Zuschauer. Ich spiele 
selbst bei Dynamo Friedrichshain, soweit 
ich dazu Zeit habe. 
Frank Schöbe! schaut auf die Uhr. Da ist 
nichts zu machen. Morgen geht es auf 
Tournee, und da hat er noch einiges zu er­
ledigen. Bleibt nur noch ein herzliches 
Dankeschön und b� auf weiteres toi, toi! 
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Sich 
beugen 
lUld 
ze11gen? 
Doch selbst der Schritt zur Fristenlösung 
ist noch längst nicht getan. Auf diesen Weg 
ist nur die FDP festgelegt. Bei der SPD 
wollen immerhin 27 Abgeordnete nicht 
mitgehen. Sie halten's mehr mit der CDU. 
Und die bläst zum Sturm gegen jede not­
wenige und sinnvolle Reform. 
Dabei findet sie ihre Fußtruppen in der 
katholischen Kirche. Kardinäle und 
Bischöfe trommeln das Kirchenvolk auf die 
Straße und lassen Nonnen aufmarschieren. 
Für sie gerät das ganze Staatsgebäude ins 
Wanken, sollte der Paragraph 218 verän­
dert werden. So spricht Kardinal Jaeger 
von einem "ganz entscheidenden Einbruch 
in die Rechtsordnung und das Rechtsbe­
wußtsein unseres Volkes". Der Bannstrahl 
droht: wer Abtreibung erlauben will, ist 
ein Rechtsbrecher. Ein Staat, in dem nicht 
mehr Gebärzwang herrscht, ist ein Un­
rechtsstaat. So erfaßt auch nach dieser 
Logik den Münsteraner Bischof Tenhum­
berg Kollektivscham "für unser Volk, das 
solches bei uns geplant werden kann". Und 
schließlich geht die Bundesrepublik nach 
Kölns Kardinal Höffner finsterem Terror 
entgegen. Denn die Abtreibung, ließ er sich 
vernehmen, ist keine "Befreiung, sondern 
eine der brutalsten Formen der Herrschaft 
des Menschen über den Menschen". 
So und ähnlich tönt es von Telgte bis 
Fulda. Die katholische Kirche und mit ihr 
im Bunde die CDU schwingen sich zu 
Hütern des Lebens, des ungeborenen 
Lebens, auf. Nur merkwürdig: wo waren 
die Herren Kardinäle und Bischöfe bei 
Demonstrationen gegen Remilitarisierung 
und Atombewaffnung? Da ging es doch 



nun wirklich um Leben und Tod. Diese 
Frage stellen, läßt sofort alles Reden gegen 
den Schwangerschaftsabbruch als Heuche­
lei erkennen. Die Leibesfrucht wird heilig 
gesprochen, der lebende Mensch dagegen 
unter der Knute von Verboten und Strafen 
gehalten und in einer Gesellschaftsord­
nung, die ihm viele Chancen zur Entfaltung 
verweigert, allein gelassen. Es sind doch 
nur hohle Phrasen, zu verlangen, die Gesell­
schaft müsse den Frauen helfen, ihre Kin­
der auszutragen und nicht abzutöten. Phra­
sen ändern eine Gesellschaft nicht, die auf 
Profit gebaut ist. Da zählt der Mensch erst, 
wenn er käufliche Arbeitskraft geworden 
ist, aber noch nicht als Kind. Darum fehlen 
Kinderkrippen und -gärten, Kinderspiel­
plätze und preiswerte Erholungsstätten für 
Kinder. Und das staatlich gezahlte Kinder­
geld ist nur der Tropfen auf den heißen 
Stein. Kinder sind noch immer eine finan­
zielle und soziale Belastung, gerade in 
-eiterfamilien, und nicht das "freudige 
-.ms" allein. Nach dem Willen der 
Reformgegner soll sich daran nichts än­
dern. 
Welches Interesse eigentlich leitet sie? Sie 
geben vor, im Namen der Menschlichkeit 
zu sprechen. Aber die Ergebnisse ihrer 
Reden sind nur unmenschlich, wie sie es 
immer waren. Sie haben vielen unter 
Zwang geborenen Kindern, die höchstens 
als Kanonenfutter höheren Ortes willkom­
men waren, ein freudloses Dasein bescMrt. 
Sie haben Frauen Kurpfuschern in die 
Arme und damit nicht selten in Leid und 
Tod getrieben. Und das im Zeichen der 
Menschlichkeit: perverser geht es nicht. 
Doch Moral war ohnehin nicht im Spiel, 
sehr wohl aber Herrschaftsausübung. 
Mit dem Paragraphen 218 konnte und 
kann man Menschen unter Druck setzen 
und ihnen Angst einjagen. Mann und Frau 
können unter seinen Bedingungen kein 
sinnvolles, nur ein ungleiches Verhältnis in 
ihren Beziehungen zueinander finden. Die 
gesellschaftlichen Herrschaftszwänge wer-• in den Intimbereich erweitert. Ein von 

Frau nicht gewünschtes Kind unter­
wiift sie, emotional und sozial, dem Mann. 
Sie wird an ihn gebunden. Das Kind läßt 
sie nicht frei. 
Dagegen kann die Fristenlösung der Frau 
einen größeren Freiheitsraum verschaffen. 
Sie wird nicht mehr so sehr physisch Mann 
und Kind unterworfen. Sie kann ihr eige­
nes Leben freier gestalten. Sie kann ihren 
Platz in der Gesellschaft stärker als bisher 
mitbestimmen. Die Fristenlösung kann 
mithelfen, die Gleichberechtigung der Frau 
vom Papier des Grundgesetzes in die Reali­
tät zu übersetzen. Zugleich werden Mann 
und Frau einander näher geführt im Erken­
nen ihrer gemeinsamen Interessen und Be­
dürfnisse. Die Schranke des Abtreibungs­
verbotes verhindert das bisher: sie bringt 
Menschen aus- und gegeneinander, wo sie 
demselben Zwang der Herrschenden unter­
liegen. Es ist verständlich, daß die reaktio­
nären Kräfte diesen Zustand erhalten wol­
len. Um so ungestörter können sie ihre 
Herrschaft bewahren. So ist der Kampf 
gegen den Paragraphen 218 immer auch ein 
Kampf um die Befreiung des Menschen. 
Nicht anders hat es die Arbeiterbewegung 
in der Weimarer Republik verstanden. So 
hieß es 1931 in einem Zeitschriftenartike1: 
"Vergessen wir nicht, daß dieser Kampf 
gegen den Paragraphen 218 nur ein Teil des 

Kinder sind nicht allein 
"fr•diges Ereignis" 

Kampfes für die proletarische Revolution 
ist. Ein Sieg über den § 218 bedeutet einen 
Einbruch in die bürgerliche Front, und das 
Ziel ist der Sieg auf der ganzen Front" 
(nach "vorwärts und nicht vergessen", 
rororo 6805, S. 165). Sie wußte, daß dieser 
Paragraph ihre Abhängigkeit und Armut 
nur vergrößerte. Ihr Kampf gegen ihn zielte 
auf eine Gesellschaft ohne Furcht und 
Armut. Auch heute noch ist der Paragraph 
218 im wesentlichen für die Arbeiter eine 
Bedrohung. Wer das Geld hat, kann trotz 

des offiZiellen Verbotes eine Schwanger­
schaft unterbrechen lassen. Findet er in der 
Bundesrepublik keinen Arzt, kann er sich 
nach England in eine Luxusklinik begeben. 
Den Reichen ist hierzuland�1 eben alles 
möglich. Die Fristenlösung würde dagegen 
wenigstens etwas mehr Gleichheif schaffen. 
Die Arbeiterbewegung weiß, daß ihr nichts 
geschenkt wird. Noch ist jede einzelne Ver­
besserung ihrer Lage hart erkämpft wor­
den. So verschwindet auch der Paragraph 
218 nicht von selbst. Der Druck von unten 
muß hinzukommen, soll eine Reform den 
Interessen der Bevölkerungsmehrheit die­
nen. Und die Mehrheit der direkt Betroffe­
nen, der Frauen, strebt eine solche Reform 
an. Nach jüngsten Umfragen setzen sich 73 
Prozent der Frauen für die Fristenlösung 
ein. 
Aber ihr Wille schafft noch kein ihnen 
freundliches Gesetz und noch lange keine 
menschenfreundlichen Verhältnisse. Selbst 
wenn der Paragraph 218 verändert wird, ist 
noch mit reaktionärem Widerstand zu rech­
nen. Schon droht der Klerus, daß sich 
katholische Schwestern nicht an einer 
Schwangerschaftsunterbrechung beteiligen 
dürfen. Man will also selbst beschlossene 
Regelungen unwirksam machen. 
Und noch eines darf für den künftigen 
Kampf nicht vergessen werden: Teile der 
Großindustrie bejahen die Fristenlösung, 
wohl kaum aus menschlichen Gründen. Sie 
brauchen das noch nicht ausgeschöpfte 
Arbeitsreservoir der Frauen, und sie wollen 
es störungsfrei, ohne Ausfall durch Gebur­
ten, einsetzen können. So wird die Befrei­
ung der Frau erst volle Realität in einer 
Gesellschaft ohne Ausbeutung. 





Stufenausbildung 
nach ,,l<onzernh_erren­
Art'' 
Gegenwärtig rücken in immer stärkerem Maße die Fragen c!er 
Bildung und Berufsausbildung in den Mittelpunkt der Dis­
kussion. Die Arbeiterjugend und ihre Verbände melden massiver 
als bisher ihre Forderungen an. Wichtige Impulse für diesen 
Kampf gingen insbesondere von der Bundesjugendarbeitstagung 
der Gewerkschaftsjugend in Solingen aus. Im Auftrage von über 
einer Million junger Gewerkschaftsmitglieder wurden Forderun­
gen der Gewerkschaftsjugend diskutiert, konkretisiert und 
besch Iossen. · 

Die Parteien, Regierung und Unternehmer beschäftigen sich 
immer mehr mit diesen Fragen. Die Vorstellungen der Herrschen­
den und ihrer Parteien dienen jedoch alle dazu, die Jugend 
in das bestehende spätkapitalistische System zu integrieren, 
über technokratische Veränderungen der Berufsausbildung ihre 
Profite zu sichern. Sie wollen eine weitere Unterordnung der 
Berufsausbildung unter ihrer alleinigen Verfügungsgewalt um 
dem Druck der Arbeiterjugend entgegentreten und in ihren Griff 
zu bekommen. Dies ist gleichzeitig der Hintergrund für Formen und 
Modelle die gegenwärtig erfunden werden, mit den alten reaktio­
nären I nhalten. Eine dieser Formen ist die Stufenausbildung nach 
"Konzernherren-Art". 

Von Dieter Keller, stellvertretender Bundesvor­
sitzender der SDAJ 

Berufsbildungsberichte der Parteien und­
der Regierung werden angefertigt. Vor­
schläge der Finanzierungsplankommis­
sion werden gemacht. Alle diese Pläne 
dienen jedoch in allererster Linie dazu, 
mehr Profit für die Bosse herauszuho­
len, die Arbeiterjugend leichter und 
schneller in den Arbeitsprozeß einzu­
gliedern, die Arbeiterjugend und die Ge­
werkschaften von einer wirksamen Mit­
bestimmung auszuschließen und die 
Masse der Arbeiterjugend mit der Fi­
nanzierung .der Berufsausbildung noch 
stärker zu belasten. 

Die Stufenausbildung wurde durch das 
Berufsbildungsgesetz aus dem Jahre 
1969 legalisiert, das den Forderungen 
und den Interessen der Arbeiterjugend 
nicht entspricht. Sie gr�ift wie eine Seu­
che um sich. Mittlerweile hat die Bun-

. desregierung Ausbildungsordnungen er­
lassen für die industriellen Elektro beru­
fe, für den Bereich Textil-Bekleidungs­
industrie, für die Berufe Verkäufer/­
Einzelhandelskaufmann. In der Planung 
befinden sich Ausbildungsordnungen 
für die Schlosserberufe und für die 
Druckerberufe. Einige Konzerne sind 

dazu übergegangen, eigene Ausbildungs­
ordnungen zu schaffen, wie z.B. der 
Daimler-Benz-Konzern. Die Stufenaus­
bildung Wird von den Konzernen, den 
Regierungsparteien und der CDU/CSU 
als "die Reform der beruflichen Bil­
dung" angepriesen. Doch das ist sie bei­
leibe nicht. 

Disziplinierung mit 
modernster Technik 
Hinter den wohlklingenden Formulie­
rungen, hinter den technischen Hilfs­
mitteln, die z.B. bei Daimler-Benz ange­
boten werden (Speicherung von Dias, 
Overhead-Projektor Anschaungsmodel­
le, audio-visuelle Mittel, werkseigene 
TV-Anlage usw.), befindet sich ein gan­
zer Wust von Festlegungen, wie die Ar­
beiterjugend noch mehr diszipliniert 
werden soll, wie das Konkurrenzdenken 
in die Arbeiterjugend hereingetragen 
wird und wie der solidarische_ Kampf 
der Arbeiterklasse gespalten werden soll 
und wie die Mehrheit der Lehrlinge 
nicht die letzte Stufe der Stufenausbil­
dung erreicht. 
Für die Konzernbosse ist die Einführung 
der Stufenausbildung ein Schritt, um 
die Kluft zwischen den bisherigen Bil­
dungsinhalten und den sich ändernden 
Arbeitsanforderungen zu beseitigen, 
ohne daß ihr alleiniger Einfluß gebro-
chen wird. . 
Alle die bisher vorliegenden Stufen­
pläne haben weitere Gemeinsamkeiten. 
So z.B. die Tatsache, daß in der Grund­
lagenausbildung und in der ersten Stufe 
kein breites theoretisches, wissenschaft­
liches Grundlagenwissen vermittelt 
wird, sondern eine fachspezifische Aus­
bildung. 

Daimler-Benz: 
Profit-Stufenplan 

I 

Für Daimler-Benz wird es "eine der 
Hauptaufgaben sein, Anpassung an be­
triebliche Produktionsfaktoren zu 
schaffen". Und dementsprechend ist für 
die Stufe 1 (Grundstufe) ·formuliert: 
,,Der Ausbildungsinhalt enthält die 
grundsätzlichen Arbeitstechniken". Für 
die Mittelstufe: "Ein breites Berufswis­
sen zu vermitteln und für die fachspezi­
fische Ausbildung der 3 .  Stufe ein höhe­

_
res Eingangsniveau zu erreichen". 
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Es geht den Bossen also nicht um eine 
breite umfassende Bildung im Interesse 
der Lehrlinge, sondern um technokrati­
sche Veränderungen im I nteresse ihres 
Profits. Eine umfassende Grundlagen­
au sbildung wäre eine wichtige Voraus­
setzung, um größtmögliche Mobilität 
zu erreichen. 
Die Betriebe sind nicht gezwungen, alle 
Lehrlinge bis zur letzten Stufe auszubil­
den. Es obliegt der Entscheidungsbefug­
nis der Konzembosse, wer und wieviele 
Lehrlinge die letzte Stufe erreichen. 
Fein umschrieben wird das mit "dem 
erfolgreichen Abschluß der Mittel­
stufe". 
,,Er kann sich für folgende Möglichkei­
ten entscheiden: Tätigkeit als Fachar­
beiter, Fortführung der Ausbildung in 
Stufe 2." Also ein Großteil der Lehrlinge 
soll nach 2 Jahren aus der Berufsausbil­
dung aussteigen . Es wird der Eindruck 
erweckt, die Entscheidung liege bei den 
Lehrlingen. Das ist jedoch üble Demago­
gie. So bilden z .B .  die meisten Elektro­
firmen gar nicht erst in der letzten 
Stufe aus. In den anderen Elektrofir­
men steht nur ein geringer Prozentsatz 
an Ausbildungsplätzen in der letzten 
Stufe zur Verfügung. 
Somit werden mit weniger Geld mehr 
Arbeitskräfte für den unmittelbaren 
Einsatz im Arbeitsprozeß gewonnen. 

Arbeiterjugend wehrt sich 

Dagegen wird sich jedoch die Arbeiter­
jugend mit aller Entschiedenheit zur 
Wehr setzen. Um von vornherein dem 
Druck Cter Arbeiterjugen d entgegenzu­
treten, formulieren die Bosse: "Es muß 
klar herausgestellt werden, daß wir 
nicht künstlich in kurzer Zeit mit einem 
Minimum an Aufwand sog. Hilfskräfte 
für den automatischen Fertigungsbe­
trieb heranzüchten werden. Es bedarf 
einer umfassenden Öffentlichkeits­
arbeit, diese Entwicklung klar verständ­
lich zu machen". 

Wie zur Bestätigung der Forderungen 
der ArbeHeljugend formulieren die Bos­
se bei Daimler-Benz daß "die Berufsbe­
zeichnung dieses Abschlusses noch in 
der Diskussion sei", also im Grunde kei­
nen abgeschlossenen Beruf darstellt und 
somit automatisch mit Lohneinbußen 
verbunden ist. Mit wenigem Aufwand 
billige Arbeitskräfte, das ist ihre Devise. 
Die Arbeiteijugend hat allen Grund die­
sen Stufenausbildungsplänen nicht nur 
skeptisch gegenüberzustehen, sondern 
diese Stufenausbildung nach "Konzern­
herrenart" zu bekämpfen. 
Die Gewerkschaftsjugend hat au.f ihrer 
Bundesarbeitstagung zur beruflichen 
Bildung die Einführung der Stufenaus­
bildung verurteilt und die Gewerkschaf­
ten aufgefordert, der Einführung von 
Stufenausbildungsverordnungen nicht 
zuzustimmen. 
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Wie sollte u nser Kampf gegen die 
Stufenausbildung au ssehen? 

Die Kernfragen bei der Stufenausbil­
dung sowie in allen Fragen der Berufs­
ausbildung sind: "Wer bestimmt, wer 
finanziert und mit welchen Inhalten 
wird die Berufsausbildung durchge­
führt? " Die bisher vorliegenden Stufen­
ausbildungspläne der Konzerne lösen 
diese Fragen nicht im I nteresse der At­
beiteijugend. Unser Kampf muß also 
die Gefahren solcher Pläne immer wie­
der aufzeigen und die Arbeiterjugend 
darüber aufklären. 
Es muß deutlich gemacht werden, daß 
jeder einen Anspruch auf eine Lehre 
hat, die ihn durch alle Stufen führt. Die 
Zahl der Ausbildungsplätze muß dem­
en tsprechend erhöht werden. Zusätz­
liche Ausleseverfahren wie Leistungs­
gruppen, Zwischenprüfungsverfahren 
usw. werden von uns abgelehnt, da sie 
die Arbeiteijugend disziplinieren und 
im Interesse der Unternehmer liegen. 
Dadurch besteht auch die Möglichkeit, 
gewerkschaftlich aktive Kollegen auf 
kaltem Wege auszusondern: Gerade 
über die verschiedensten Qualifikations­
stufen und Ausleseverfahren haben die 
Unternehmer neue Möglichkeiten ge­
schaffen, die Arbeiter gemäß ihren Vor-

stellungen zu qualifizieren und zu diszi­
plinieren. In den Betrieben müssen wir 
versuchen, durch innerbetriebliche Ver­
einbarungen die schlimmsten Auswir­
kungen zu verhindern und im Interesse 
der Arbeiterjugend zu lösen. Dabei 
kommt insbesondere den Betriebsräten 
eine große Verantwortung zu. Sie 
können, da sie in Fragen der Berufsaus­
bildung ein gewisses Mitbestimmungs­
recht haben, die Gefahren der Stufen­
ausbildung mildern. 
Durch innerbetrieblichen Kampf müs­
sen wir den Spielraum der Unternehmer 
einengen und deutlich machen, daß eine 
Reform der beruflichen Bildung nur zu 
erreichen ist, wenn sie aus der V erfü­
gungsgewalt der Konzerne herausgelöst 
wird. 

Es muß deutlich gemacht werden, daß 
wir für eine Bildung und Berufsausbil­
dung sind, in der alle Jugendlichen all­
gemein gebildet werden, damit sie die 
Gesellschaft erkennen und bereit sind , 
im solidarischen Kampf diese Gesell­
schaftsordnung zu verändern. Es geht 
für die Arbeierjugend nicht nur darum, 
die Hebel der Maschinen zu bedienen, 
sondern auch die Hebel der politischen 
Macht bedienen zu lernen. Diesen An­
sprüchen wird die Stufenausbildung in 
keiner Art und Weise gerecht. 
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jugendpolitische hlatter 

Internationale Konferenz in Hamburg 

Berufsverbote -

U nverständnis u nd 
Sorge i m  Ausland 
Am 1 2. 5. 1 973 fand in Hamburg eine internationale Konferenz statt, 
bei der die Vertreter zahlreicher demokratischer Organisationen der 
BRD und des Auslandes sowie sozialdemokratische Parlamentarier aus 
der Bundesrepublik die vollständige. und bedingungslose Abschaffung 
der verfassungswidrigen Berufsverbote forderten. Pierre Juquin, kom­
munistischer Abgeordneter in der französischen Nationalversammlung, 
r ief alle Teilnehmer der Konferenz zum Kampf gegen die Berufsverbote 
auf und sagte: "Es kommt auf jeden an, daß er mitkämpft. Um seinet­
willen, um seiner Klasse willen, der Arbeiterklasse willen, um seiner 
Nation und der Nachbarvölker willen . . .  " Mit Pierre Juquin führte 
Werner Stürmann, Mitglied des Redaktionsbeirates von elan, das fol­
gende Gespräch: 

elan: In der BRD kämpfen Demokraten 
seit über einemJ ahr gegen die sogenann­
ten Grundsätze zur Beschäftigung von 
Verfassungsfeinden im öffentlichen 
Dienst . Sie beinhalten, daß Kommuni­
sten und andere fortschrittliche Kräfte 
keine Beamte oder Lehrer werden 
dürfen. Wie wird dieser Beschluß insge­
samt in der französischen Öffentlichkeit 
gewertet? 
Juquin: Der französischen Öffentlich­
keit ist ein solcher Beschluß unverständ­
lich. Es ist umso unbegreiflicher, als es 
eine sozialdemokratische Regierung in 
der Bundesrepublik gibt. Und die Fran­
zosen sind sehr verwundert, daß eine 
solche Regierung so etwas erlaubt. Wir 
erinnern uns an die Vergangenheit . Wir 
befinden uns heute in einer ganz neuen 
Situation. 1973 hat nichts gemeinsames 
mit 1933. Aber immerhin ist es sehr be­
denklich, daß es ein solches Gesetz oder 
einen solchen Beschluß gibt, und es ent­
spricht der neuen Situation der Ent­
spannung in Buropa nicht. 
elan: Der Berufsverbotserlaß, der sich 
hier ja vor allen Dingen gegen Kommu­
nisten richtet, ist ja ursprünglich auf 
Druck der reaktionären Kräfte, vor al­
lem der CDU/CSU, von rechten 
SPD-Politikern beschlossen worden. In 
Frankreich jedoch haben die FKP und 
die Sozialistische .Partei gemeinsam ein 
Regierungsprogramm ausgearbeitet. 
Daraus könnte sich die Frage stellen: Ist 
in Frankreich ein solcher Beschluß über-

' haupt jemals denkbar? 
Juquin: Zur Zeit wäre theoretisch ein 
solcher Beschluß möglich, da wir eine 
ganz reaktionäre Regierung haben. Aber 

es gibt einen solchen Beschluß nicht, 
und es ist praktisch unmöglich, daß es 
einen solchen gibt, weil die Arbeiter 
und demokratischen Kräfte stark sind 
und jede Form der Repression ablehnen 
und scharf bekämpfen. Entweder in den 
Gewerkschaften oder auf Grund der 
Aktionseinheit der linken Parteien und 
anderer demokratischer Kräfte, die 
nicht zu den Linken gehören, aber fort­
schrittlich sind. Ich möchte hinzuftigen, 
daß wir in unserem gemeinsamen Regie­
rungsprogramm, d.  h. wir Kommunisten 
und Sozialisten, eine Demokratie ent-

worfen haben und felsenfest verspro­
chen haben, eine Erweiterung und Fe­
stigung der demokratischen Kräfte zu 
gewährleisten. 
elan: Wir in der BRD haben zu verzeich­
nen, daß diese Berufsverbote auch zu­
nehmend auf die Betriebe ausgedehnt 
werden, z. B .  sind in den letzten zwei 
Jahren über 600 Jugendvertreter gekün­
digt worden oder haben kein neues Ar­
beitsverhältnis bekommen. Stellen wir 
uns einmal vor, wenn in Frankreich ge­
wählte Interessenvertreter der Arbeiter­
klasse Repressalien ausgesetzt sind . In 
welchen Formen werden dann Kampf­
aktionen eingeleitet? 

Juquin: Das gibt es natürlich auch in 
den französischen Betrieben, da die 
Kapitalisten die fortschrittlichstenKräfte 
der Arbeiterklasse immer scharf 
bekämpft haben. Und es gab vor 
kurzem in den Renault-Werken 27 Ar­
beiter, die entlassen wurden, weil sie 
einen Streik geführt hatten. Aber das 
wurde sehr scharf bekämpft, und zwar 
in erster Linie von den Gewerkschaften 
selbst. Es ist um so interessanter, als es 
in Frankreich mehrere Gewerkschaften 
gibt. Aber sie haben sich alle geeinigt, 
um solche Maßnahmen abzulehnen und 
aufs Schärfste zu bekämpfen. Anderer­
seits haben die Linksparteien in einer 
gemeinsamen Aktion auch diese Maß- . 
nahmen bekämpft. Es gibt auch andere 
Gruppen, z. B. die Liga der Menschen­
rechte und andere liberale Gruppen, die 
solche Maßnahmen auch zum Teil be­
kämpfen. Es gibt also in Frankreich 
eine breite Front, die in vielfältiger 
Form solche Maßnahmen bekämpft. Ich 
möchte betonen, daß die Aktionsein­
heit der Sozialisten, Liberalen und 
Kommunisten eine Grundbedingung ist, 
damit solchen reaktionären Tendenzen · 

ein Ende bereitet wird. 
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·X. Weltfestspiele 

Zu111 Festival aus ü ber 
13 0 Ländern 
Delegation des Internationa len Vorbereitungs­
kom itees a uf E inladung des " lnitiativa ussch u sses 
X. Weltfestspiele" in. der B undesrepu b l i k  

Von Peter B u benherger 

·"weltfestspiele - das sind nicht nur 
neun Tage der Begegnung in Berlin. Die 
aktive Vorbereitung in den verschiede­
nen Ländern, um die Ideen und den 
Geist des Festivals unter großen Teilen 
der Jugend bekanntzumachen - das ge­
hörte schon immer zur Festivalbewe­
gung. Vongroßer Bedeutung ist die poli­
tische und materielle Solidarität mit der 
Jugend solcher Länder, die um ihre Be­
freiung von Imperialismus, Kolonialis­
mus und Faschismus kämpfen." 
Dies erklärte am 2 1 .  Mai 1973 Nassim 
Daher, Leiter des Verbindungsbüros der 
Ständigen Kommission des Internatio­
nalen Vorbereitungskomitees (IVK) der 
X. Weltfestspiele. Nassim Daher besuch­
te mit einer Delegation der Ständigen 
Kommission am 2 1./22. Mai 197 3  auf 
Einladung des "Initiativausschusses X. 
Weltfestspiele" die Bundesrepublik. Der ' 
Delegation gehörten weiterhin an : 
Toschko Toschkov als Vertreter des 
bulgarischen Nationalen Festivalkomi­
tees und Jose Bozermann, Leiter des In· 
ternationalen Pressezentrums der Welt­
festspiele. · 

Was tut sich weltweit in Vorbe­
reitung des Festivals? Was tut 
sich in der Bundesrepublik? 

Die Beantwortung dieser Fragen stand 
im Mittelpunkt eines Gesprächs zwi­
schen der Delegation der Ständigen 

Kornmission und-Vertretern der im Ini­
tiativausschuß X. Weltfestspiele zusam- · 

rnenarbeitenden Jugendverbände. 
"Solidarität mit Vietnam - gerade 
jetzt!"  ist ein wichtiger Schwerpunkt 
des X. Festivals. Die Jugendverbände 
der BRD konnten von bedeutenden Bei­
trägen der Solidarität berichten: 
250 000 DM wollen SDAJ und MSB 
Spartakus für das Kinderkrankenhaus 
"Ngyuen V an Troi" in Hanoi sammeln, 
der Sozialdemokratische Hochschul- · 

bund (SHB) 25 000 DM für das gleiche 
Ziel. 20 000 DM will die Naturfreunde­
jugend der Vietnam-Hilfe e.V. über­
geben, die DGB-Jugend hat ein Spen­
denkonto eingerichtet. 
Zqr Unterstützung des Internationalen 
Solidaritätsfonds X. Weltfestspiele sind 
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eine Fülle von Materialien herausgekom­
men, deren Verkaufserlös Jugendlichen 
aus sozial und politisch unterdrückten 
Ländern und aus der "Dritten Welt" die 
Teilnahme am Festival finanziell ermög­
lichen soll: eine zehnteilige Postkarten­
serie, eine dreiteilige Plakatserie, eine 
Festivallangspielplatte mit den bekann­
testen politischen Liedermachern der 

· BRD - das ist der Beitrag des "Arbeits­
kreises Festival" (AKF). Ebenfalls Pla­
kate bietet der SHB an, eine Festival­
Sonderzeitung sowie verschiedene Bro­
schüren und Bücher das Jugendmagazin 
elan. 

"Vom Initiativausschuß X. Weltfest­
spiele der BRD erwartet das IVK einen 
Beitrag zum Weltsolidaritätsfonds, der 
sich sehen lassen kann", erklärte Tosch­
kov. "Ihr habt gute Möglichkeiten, das 
zu erreichen." 
Zu den guten Möglichkeiten trägt nicht 
zuletzt bei, daß sich in zahlreichen 
Städten der Bundesrepublik auf der 
Grundlage des Aufrufes des Initiativaus­
schusses und des internationalen Festi­
valaufrufes örtliche Festivalinitiativen 
gebildet haben, in denen gewerkschaft­
liche Jugendgruppen; DGB-Kreisjugend­
ausschüsse, Jusos, SDAJler, Falken kon­
fessionelle Jugendgruppen und verschie­
dene Jugendklubs, ASten, SHB, MSB 
Spartakus, Jungdemokraten, Schüler­
mitverwaltungen, Songgruppen und vie-

le andere eng zusammenarbeiten und 
sich konkrete Ziele der materiellen Soli­
darität gesteckt haben. In Niedersach­
sen hat sich auf Landesebene ein breites 
Festivalkomitee gebildet. In Marburg 
und Umgebung, in Frankfurt , Oberhau­
sen (um nur einige zu nennen) lassen 
sich örtliche Festivalausschüsse nicht 
länger von reaktionären Antikommuni­
sten und Festivalfeinden auseinander­
dividieren und leisten einen wirkungs­
vollen Beitrag zum Festival unter der 
Losung "Für antümperialistische Solida­
rität, Frieden und Freundschaft".  

Teilnehmer aus über 1 30 Ländern­
rund 1 800 Veranstaltungen 
des Festivals 

Nassim Daher, Leiter des Verbindungs­
büros der Ständigen Kornmission des 
IVK antwortete auf die Frage von 
"elan" . über die Arbeit der Ständigen 
Kommission und den Stand der Festi­
valvorbereitung: 
Auf seiner zweiten Tagung beauftragte 
das IVK eine Ständige Kommission mit 
der Ausführung der Vorbereitungsarbei­
ten. Der Kommission gehören 16 natio­
nale Festivalkomitees und vier interna­
tionale Organisationen, der WBDJ, der 
Internationale Studentenbund , die Pan­
afrikanische Jugendbewegung und der 
Lateinamerikanische Studentenrat so­
wie der Koordinierungssekretär an. In­
zwischen haben eine Vielzahl von Ar­
beitskomitees ihre konkrete Tätigkeit 
aufgenommen, um die Fragen des 
Transports, der Unterbringung und Ver­
pflegung u.ä. zu lösen. Das Verbin­
dungsbüro hat Gespräche mit über 60 
der 100 bestehenden nationalen Festi­
valkomitees geführt, zu über 1 30 Län­
dern bestehen Kontakte. In diesen Ta­
gen verabschiedete die Ständige Kom­
mission das Rahmenprogramm für das 
Festival. Das Programm kam zustande 
nach breiter und umfangreicher Diskus­
sion mit vielen nationalen Komitees, so 
auch mit dem der BRD, dessen Vor­
schläge sämtlich berücksichtigt wurden. 
Die Festivalteilnehmer erwarten etwa 
1 800 verschiedene Veranstaltungen, 
von Massenmeetings, Seminaren, Kon­
ferenzen über die verschiedenen Natio­
nalprogramrne, mit denen sich die Dele-· 
gationen vorstellen, bis hin zu einer 
Vielzahl von Kultur- und Sportveran­
staltungen. 700 akkredidierten Journali­
sten aus aller Welt ist Gelegenheit gebo­
ten, an den Weltfestspielen teilzuneh­
men und zu berichten. 
Eine wichtige Rolle spielt die Finanzie­
rung des Festivals. In vielen Ländern 
sammeln Jugendliche aktiv flir den In­
ternationalen Solidaritätsfonds X. Welt­
festspiele, um Jugendlichen, die unter 
schwersten sozialen und politischen Be­
dingungen den antiimperialistischen 
Kampf führen, die Teilnahme arn Festi­
val zu ermöglichen." 
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... 14.  B undeskonferenz der SJD - Die Falken 

Forderungen der 
·Arbeiterjugend in den 
.Mittelpunl<t 

. Die Wahl einer neuen Bundesleitung, die kritische Auseinandersetzung 
mit der Bundesregierung und der SPD-Führung, die Verabschiedung 
von Anträgen - so z. B. gegen die Berufsverbote und die Entlassungen 
von Jugendvertretern prägten die 1 4. Bundeskonferenz der 
"Sozialistischen Jugend Deutschlands - Die Falken" vom 1 .  - 3. Juni 
1 973 in Gelsenkirchen. Die Tagespresse sprach von einer "Macht­
ergreifung der linken" im Ergebnis der Konferenz. Die Frage muß 
richtig heißen: wie wird der Beitrag der SJD - D!e Falken im Kampf 
der ·Jugend um ihre sozialen und politischen Rechte, gegen lmperial is­

.mus und für internationale Solidarität aussehen? 

Von Peter Bubenbarger 

Die "Gretchenfrage" (wie sie von eini­
gen der 15 2 Konferenzdelegierten be­
zeichn� wurde) zog sich durch die Be­
fragung aller Kandidaten für den neuen 
Falken-Bundesvorstand. "Wie hältst du 
es mit der SPD? " - lautete die Frage. 
Konrad Gilges, der neugewählte Bun­
desvorsitzende und Gegenkandidat ge­
gen den alten Bundesvorsitzenden Die­
ter Lasse ging in seiner ,,Kanidaten­
rede" auf eben dieses Verhältnis zur 
SPD ein und verwies auf den seit dem 
"Godesberger Programm" der SPD fort­
dauernden Rechtskurs der SPD-Füh­
rung, der sich vor allem gegen die For­
derungen der Arbeiterjugend ausgewirkt 
habe. In der Kritik zahlreicher Delegier­
ter an dem alten Bundesvorstand wurde 
deutlich, wie die Arbeit des neuen Bun­
desvorstandes und damit auch das Ver­
hältnis zur "Mutterpartei" SPD ausse­
hen soll: der verlorengegangene Kon­
takt zur Basis, also zu den jungen Arbei­
tern, Angestellten und Lehrlingen in 
den Betrieben und Gewerkschaften, der 
Anschluß an die · aktive Bewegung der 
fortschrittlichen Jugend soll wieder her­
gestellt werden und damit die Falken 

wieder zu einem wichtigen Faktor vor 
allem in der Arbeiterjugend gemacht 
werden. Die SJD - Die Falken sollten 
sich nicht mehr wie bisher allein zum 
Sachverwalter der SPD-Wahlkampftak­
tik machen und ihre Aktivitäten darauf 
und auf die Unterstützung der außen­
politischen Maßnahmen der SPD-geftihr­
ten Bundesregierung abstellen. Kritik 
am alten Bundesvorstand wurde auch 
laut, als es um die in der Vergangenheit 
gefaßten und mitunter durchaus vor­
wärtsweisenden Beschlüsse der Falken 
ging: zahlreiche dieser Beschlüsse seien 
lediglich Papier geblieben. So z. B .  der 
Beschluß gegen den Ministerpräsiden­
tenerlaß mit seiner Berufsverbotswir­
kung oder der zu den Weltjugend­
spielen, die im Verband nur "auf 
höchster Ebene" vorbereitet würden. 
Das gleiche sei mit den verschiedenen 
Aussagen der Falken zur Verbesserung 
der Lage der arbeitenden Jugend ge­
schehen. 

In der Tat hatten es Lasse und der alte 
Bundesvorstand schwer, diese unüber­
hörparen Fragen ihrer eigenen Basis in 

· den Gruppen der SJD - Die Falken be­
friedigend zu beantworten. Der uner­
wartet hohe Stimmenvorsprung für Las­
ses Gegenkandidaten Gilges ( Lasse er­
hielt 58,  Gilges 92 Stimmen) ist deshalb 

· auch durch eben diese Inaktivität und 
Basisferne des alten Bundesvorstandes 

' zu erklären. Da nützten auch verschie­
dene kritische Reden Dieter Lasses, in 
denen er antikapitalistische Positionen 
bezog, nichts mehr. Es war eben jene 
antikapitalistische Politik, die die Dele­
gierten forderten und bisher in der 
Praxis des alten Bundesvorstandes ver­
mißt hatten. Selbst das antikommunisti­
sche Klischee der "Stamokap"-Formel, 
mit der Lasse kritische Positionen zu 
diffamieren suchte, und die Unterstüt­
zung durch den Juso-Bundesvorsitzen­
den Roth brachten ihm die Wiederwahl 
nicht mehr. 
Im Hauptreferat der Bundeskonferenz 
versuchte der parlamentarische Staats­
sekretär Heinz Westphal den Delegier­
ten die "Jugendpolitik der Bundesregie­
rung" zu erläutern (und nebenbei auch 
noch Pluspunkte für Lasse zu sammeln.) 
Kennzeichnend an seinen Vorstellungen 
war, daß von einer echten Mitbestim­
mung der Jugend nicht die Rede war, 
dafür aber sehr viel vom "Mitgestalten". 
Von einer wirksamen Unterstützung der 
brennenden Forderungen der Jugend, 
gegen die Monopolherrschaft z. B. nach 
Jugendarbeitsschutz, Berufsausbildung, 
Kündigungsschutz für Jugendvertreter, 
Förderung der außerschulischen · Ju­
gendarbeit war ebenso wenig zu spüren. 

· statt dessen wurde deutlich, daß die 
Bundesregierung die staatliche Tätigkeit 
bei einzelnen jugendpolitischen Proble­
men und Forderungen zwar verstärken 
will - dies aber ohne Mitbestimmung 
der Jugend und ihrer Verbände mit dem 
Ziel, die kritische Jugend durch gezielt 
gesteigerte staatliche Aktivität in das 
kapitalistische System zu integrieren. 
Nur natürlich war es, daß die Falken, 
die sich als sozialistische Arbeiter­
jugendorganisation verstehen , auch ihr 
Verhältnis zu anderen fortschrittlichen 
Jugendverbänden und politischen 
Kräften in der BRD diskutierten. 
"Conny" Gilges sagte dazu: "Wir soll­
ten das kritische Bündnis linker Ge­
werkschafter und Sozialdemokraten mit 
progressiven Jungsozialisten unterstüt­
zen und vorantreiben, um einer weite­
ren Rechtswanderung der SPD, die seit 
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Godesberg ununterbrochen anhält, ent­
gegenzuwirken." Anders als Lasse, der 
sagte: "Klar muß die Trennungslinie 
zwischen uns, den Vertretern eines de­
mokratischen Sozialismus, und den 
Kommunisten sein", bestimmte Gilges 
das Verhältnis zu konsequent sozialisti­
schen und kommunistischen Positionen 
nach folgenden dre� Prinzipien: 
,))ie SJD - Die Falken muß in konkre­
ten politischen und praktischen Fragen 
Bündnisse mit anderen sozialistischen 
Organisationen eingehen. Vorausset­
zung für die Bündnisse sind: l .  Daß die 
Prinzipien, die manifestiert sind in unse­
rem Grundsatzprogramm und den Be­
schlü�en der Konferenzen, nicht aufge­
geben werden. 2. Daß es eine Einheit in 
der Aktion und in den Parolen gibt. 3. 
Daß die Bündnispartner nicht zur Des­
orientierung der Arbeiterbewegung . bei-
tragen." . 
Daß nach wie vor die herrschende kapi­
talistische Klasse in der BRD und ihre 
Hauptsachverwalter in CDU/CSU im . 
Visier der Falken stehen, machte Gilges 
ebenso klar wie die Kontinuität der Fal­
ken in ihren internationalen Beziehun­
gen, insbesondere zu den sozialistischen 
Ländern und in Vorbereitung der X. 
Weltfestspiele. 
In entschiedener Form lehnte die Bun­
deskonferenz die verfassungswidrigen 
Berufsverbote fdr Demokraten ab und 
forderte die uneingeschränkte Aufhe­
bung des entsprechenden Ministerpräsi­
dentenerlasses. Solidarität mit kriti­
schen und unbequemen (und deshalb 
von den Bossen gefeuerten) Jugendver­
tretern, wie sie z.  B .  in einem Solidari­
tätstelligramm an die 12 bei Bayer­
Leverkusen entlassenen Lehrlinge zum 
Ausdruck kam, wird weiterhin im Ge­
sichtsfeld der Falken-Politik stehen. 
Weitere (und damit deutliche 
politische) Aussagen zu Fragen, die 
heute ebenfalls im Mittelpunkt der 
Aktivitäten der fortschrittlichen Jugend 
stehen, standen nicht auf der Tagesord­
nung: Vietnam (und die Unterstützung 
der US-Vertragsverbrecher durch die 
Bundesregierung) , Rüstungsproduktion 
zugunsten der faschistischen Staaten 
durch die Bundesregierung, und die da­
mit verbundene Forderung nach Abrü-
stung und Sicherheit, 
Wehrkunde u aller ge-

der 
tik Kraft un 
am Kindbett 
lung steht 
ku�ion w�----­
wird der Prüfstein sein. 
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Pfingstlager der SDAJ : 

Von der Ostsee 
bis zu 111 Alt111 ü h lta l :  
M it der SDAJ 
c�m pt es sich besser! 

Sport, Politik und prima Stimmu ng : D ie Pfingstcamps der SDAJ wur­
den Vol ltreffer. Über 3 000 Lehrlinge, ju nge Arbeiter, Schüler und 
Studenten, Mitglieder der SDAJ u nd M itgl ieder anderer Jugendoragni­
sationen, aber auch viele unorganisierte Jugendliche erlebten über die 
Pfi ngstfeiertage die SDAJ mal anders. Alle zehn Landesverbände der 
SDAJ schlugen ihre Zelte auf, an der See und in den Bergen, am 
Flußtal u nd in der Heide. Geboten wurde in den Camps allerhand -
obwohl die Tei lnehmer alles aus eigener Tasche zahlen mußten, da die 
staatl ichen Stellen sich immer noch weigern, der SDAJ die ihr zuste­
henden Förderungsmittel zuzuweisen, während z. B. die Deutsche Ju­
gend des Ostens genau mit diesen M itteln ihre verständigungsfeindliche 
Politik finanziert. 

Schleswig - H olstein 

Wetter und Stimmung prima im Pfingst­
camp der SDAJ Schleswig-Holstein am 
Hammersdorfer See nahe bei Trave­
münde. Baden, angeln , ·gammeln - aber 
auch diskutieren. Zum Beispiel mit dem 
Landessekretariat der DKP Schleswig­
Holsteins: "Was. wollen die Kommuni­
sten? " war die Frage. Fußballturnier 
(Sieger "Roter Otto Lübeck"), 
Würstchen, Koteletts vom Grill, Filme 
im Freien. Am Rande: wie verstärken 

wir die Solidarität mit den von den Bos­
sen gefeuerten Jugendvertretern? Wie 
machen wir unsere Betriebs- und Be­
rufsschulzeitungen besser und natürlich 
- die Weltfestspiele. 
Unbestrittener Star aller Pfmgstcamp­
teilnehmer: Der "Rote Kuckuck". Er 
wurde während einer Demonstration 
der Kurverwaltung von Travemünde auf 
die Schaufensterscheibe geklebte - Pro­
test gegen die irren Kurtaxenpreise ! 
"Rotes Baden" am Ostseestrand im An­
schluß daran - natürlich ohne Bezah­
lung der 2.- DM Kurtaxe -: "So müßte 
das immer sein", sagte ein Taxifahrer. 

• 

, 



• 

• 
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H essen 

Die Teilnehmer campierten im Spessart­
dorf Wallroth. Sport, Lagerolympiade 
und Songgruppen-Treffen standen auf 
dem Programm; Höhepunkt war zwei­
fellos die Aktion "Haut bei den Bossen 
auf den Putz, Jugendvertreter brauchen 
Kündigungsschutz", bei der alle Lager­
teilnehmer einbezogen waren. Einen 
Nachmittag lang wurde von A bis Z 
durchgespielt , wie Solidarität mit ge­
feuerten oder zur Bundeswehr e;nberu­
fenen Jugendvertretern organisif,rt wer­
den kann. Aktionen wurden ausgekno­
belt und vorgespielt, ein I nformations­
stand errichtet, Lieder gedichtet, Plaka­
te und Transparente gemalt und ein 
Gruppenabend auf der Bühne ( "So 
:wird's gemacht ! ") vorgeflihrt . Jede 
SDAJ-Gruppe steuerte ihre Erfahrungen 
bei. Daß das "Spiel" - so sehr es allen 
Spaß gemacht hat - Ernst war, zeigte 
sich in den Aufnahmescheinen, die bis­
her unorganisierte Teilnehmer ausfüll­
ten. 

Nordrhein-Westfalen 

. Sie reisten mit einem Samba-Sonder­
Zug an die Eckernförder Bucht 
(Ostsee) . Auf dem Zeltplatz Noer erleb­
ten die Freunde aus dem besonders um­
weltverschmutzten NRW die Frischluft 
des Nordens, erbitterte Kämpfe um die 
Fußballagermeisterschaft (die schließ­
lich Köln gewann), einen "Schönheits­
wettbewerb", ein Forum zum 1 5 .  elan­
Jahrestag, den Auftritt der Westberliner 
P o lit-Rock-Gruppe "Lokomotive 
Kreuzberg" und viel Freizeit. Letztere 
wurde sehr oft zu Freundschaftstreffen 
zwischen einzelnen Ortsverbänden ge­
nutzt, bei denen praktischer Erfah­
rungsaustausch im Vordergrund stand . 
Begeistert waren alle - was sich nicht 
zuletzt darin ausdrückt, daß · viele 
Freunde noch im Lager Mitglied der 
SDAJ wurden . . 

R h einland - Pfalz 

Der Landesverband Rheinland-Pfalz 
campte in Alf an der Mosel. Das Lager 
stand unter dem Motto der X. Weltfest­
spiele "Für antümperialistische Solidari­
tät, Frieden und Freundschaft". Beim 
Songfestival traten Songgruppen und 
Einzelsänger auf. Solidarität wurde 
geübt mit den in jüngster Zeit entlasse­
nen Jugendvertretern. Für brandaktuel­
le Informationen sorgten Lagerrund­
funk und Lagerzeitung. 

Bre m en 

Junge Arbeiter, Lehrlinge, Schüler und 
Studenten campierten in Darum/Nord­
see zwischen Bremerhaven und Cux­
haven. Veranstalter: SDAJ Bremen ge-

um 

meinsam mit dem MSB Spartakus und 
densozialistischen Schülerbünden Bre­
men und Oldenburg. Höhepunkt waren 
der Auftritt von "Lokomotive Kreuz­
berg", }<ilmveranstaltungen und ein 
Songgruppenfestival "Für antiimperiali­
stische Solidarität, Frieden und Freund­
schaft" - unter dem Motto der X. Welt­
fests. :ele wurde nicht nur diskutiert , 
sondern auch gehandelt. Die Teilneh­
mer organisierten vor der Bundeswehr­
Kaserne in Cuxhaven-Altenwalde eine 
Solidaritätsdemonstration für die Kame­
raden Breizke und Greinert, die zu 1 4  
bzw. 1 2  Tagen Knast verurteilt worden 
waren, weil sie sich konsequent für die 
Rechte der Soldaten einsetzen. Solidari­
tät - selbstverständlich spielte dabei 
eine große Rolle, wie die Bewegung für 
die Unterstützung der gefeuerten Ju­
gendvertreter, verstärkt werden kann. 
Tofte Stimmung gab's beim Schwim-

- men, Fußball, Volleyball und Wettlau­
fen . 

Saar 

Dieses Jahr zu Pfingsten fand in Geis­
lauern/V ölklingen an der Saar das dritte 
Freundschaftslager zwischen der Jeu­
nesse Progressive Luxemburg (JPL) und 
der SDAJ, Landesverband Saar, statt. 
Das Lager, an dem sich Jugendliche aus 
beiden Ländern beteiligten, stand unter 
dem Motto der X. Weltfestspiele 1973 
"Für antiimperialistische Solidarität, 
Frieden und Freundschaft". So waren 
im Programm Meetings mit ehemaligen 
Festivalteilnehmern, Arbeitsgruppen 
über die Weltfestspiele und eine große 
Tombola für den Weltsolidaritätsfond 
enthalten. Auf dem Abschlußmeeting 
verabschiedeten die Teilnehmer eine 
Resolution den Aufruf des 
IVK den Festivalgedanken unter die Ju­
gend zu tragen. 

Baden -Württem berg 

Jugendliche, SDAJler, Nicht-SDAJler 
und Noch-Nicht-SDAJler verbrachten 
Pfingsten in Weißweil am Rhein. Höhe­
punkt des Lagers war ein Pop-Festival 
mit neun Pop-Gruppen. Gemeinsam mit 
den Jungsozialisten und Jungdemokra­
ten wurde die Aktion "Freier Bade­
strand" durchgeführt. Natürlich stand 
auch in diesem Lager die Vorbereitung 
der X. Weltfestspiele im Mittelpunkt. 
Auf einer internationalen Lagerkund­
gebung sprachen Vertreter der anti­
faschistischen griechischen Lambrakis­
Jugend, aus Finnland, Frankreich und 
Westberlin. 

N i edersachsen 

: Pfingstlager der SDAJ Niedersachsen 
bei Munster (Lüneburger Heide). Die 
Teilnehmer, die fast zur Hälfte Nicht­
SDAJler waren, verabschiedeten ein­
stimmig eine Resolution gegen die will­
kürlichen Entlassungen von Betriebs­
und Gewerkschaftsjugendfunktionären 
aus den Betrieben. Große Zustimmung 
fand die Aktion der Gewerkschaftsju­
gend "Von den Kollegen gewählt - von 
den Bossen gefeuert". Von der Bundes­
regierung wurde eine gesetzliche , Rege­
lung für einen wirksamen Kündigungs-

: schutz für Betriebs- und Gewerkschafts­
: jugendfunktionären gefordert. 
' Aktionen und Diskussionen richteten 
i sich vor ailem gegen die weitere Militari-
sierung der Heide. Am Pfingstsonntag 
wurden Kränze auf dem sowjetischen 
Soldatenfriedhof Bergen-Hohne und im 
ehemaligen Konzentrationslager Ber­

. gen-Belsen niedergelegt. 

.H a m b urg 

In sportlichen Wettbewerben, Fußball, 
Volleyball und anderen "nacholympi­
schen" Disziplinen zeigten die jungen 
Hamburger am Plöner See, daß der 
Kampf um das Grundrecht auf sinnvolle 
Freizeit, Erholung und Sport nicht nur 
auf dem Papier geführt werden muß. 
"Rote Diskussionsrunden" vertieften 
Kenntnisse und klärten Probleme. 
Abends lieferten verschiedene Singe­
gruppen ihre Beiträge . Die tägliche La­
gerzeitung "Was'n los? " ko:nnte zum 
Schluß befriedigt feststellen: "Hier war 
was los." 

B ayern 

Bei Kinding im Altmühltal wehte die 
rote Fahne und die bayrische Flagge 
weithin sichtbar über dem Camp. Die 
bürgerliche Presse sah sich enttäuscht; 
hatte die "Ingolstädter Zeitung" unter 
der Überschrift "Lenin-Poster im Alt­
mühltal" noch Krach- und Störaktionen 
geweissagt, mußte der Reporter bei ei­
nem Besuch zugeben: "Das ist ja ein 
ganz normales Lager." "Normal" - das 
war das Wildschweinbraten, der Sänger­
wettbewerb, das Sportfest, das Tauzie­
hen über die Altmühl hinweg (dabei gin­
gen die Nürnberger baden) , die Dichter­
lesung mit Franz Xaver Kroetz, das 
Auftreten der Münchner Songgruppe 
und das 1 000-m-Wettschnupfen. Soli­
darität mit den entlassenen Jugendver­
tretern und Festival-Vorbereitung - um 
diese Problemkreise drehte sich die poli­

. tische Diskussion, unterstützt von "La­
ru-fu" (Lagerrundfunk) und der Lager­
zeitung "Altmühlpost". 
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43 . Vol lversammlung des DBJ R 

Auf der Suche nach 
dem Selbstver­
ständ n is 
Von Peter_ B uben herger 
Zu ihrer 43. Vollversammlung kamen am 7. Juni 1 973 die im 
Deutschen Bundesjugendring ( DBJR) zusammengeschlossenen Jugend­
verbände in Harnburg zusammen, um über das politische und organisa­
torische Selbstverständnis dieser Arbeitsgemeinschaft der Jugendor­
ganisationen zu beraten. Erneut stand der Aufnahmeantrag der SDAJ 
als Anschlußverband des DBJR auf der Tagesordnung und wurde 
wiederum ohne Diskussion von der Mehrheit der 
Jugendverbandsdelegierten abgelehnt. 

"Im Deutschen Bundesjugendring 
haben sich auf Bundesebene tätige 
Jugendverbände und die Landesjugend­
ringe freiwillig zusammengeschlossen, 
um bei Wahrung ihrer Selbständigkeit 
zusammenzuarbeiten, ihre gemeinsamen 
Interessen in der Öffentlichkeit zu ver­
treten, die Belange der Jugendarbeit zu 
fördern und dem Wohle der gesamten 
Jugend zu dienen." 
So steht es in der Präambel der Satzung 
des DBJR - in der Selbstverständnis­
kussion sollte es darum gehen, diese all­
gemein gehaltene Satzungsformel ent­
sprechend der neuen Entwicklung der 
Jugendbewegung in der Bundesrepublik 
zu interpretieren. Zwei Gründe;· 
1 )Das zunehmende aktive Engagement 
der Jugend für ihre sozialen und politi­
schen Rechte, fUr eine Politik des 
Friedens, die wachsende antümperia­
listische und antikapitalistische Stoß­
richtung der fortschrittlichen Jugendbe­
wegung - diese sich seit 1 968 ver­
stärkende Entwicklung trug auch in alle 
Jugendverbände eine gewisse Politi­
sierung, verlangte Stellungnahmen und 
Antworten. 
2)Diese Entwicklung konnte auch um 
den DBJR keinen B ogen schlagen. 
Wenn diese Arbeitsgemeinschaft nicht 
völlig isoliert von der realen Jugendbe­
wegung der B RD sein wollte, so mußte 
sie in einigen grundsätzlichen und 
aktuellen Fragen reagieren, Stellung be­
ziehen. Dies war auch in den vergange­
nen zwei Jahren zunehmend geschehen 
und schlug sich nieder in Resolutionen 
und Forderungen des DBJR, z.B. gegen 
die US-Aggression in Vietnam, für die 
Freilassung von Angela Davis, gegen 
Wehrkundeunterricht an den Schulen 
und zuletzt auf dieser Vollversammlung 
in einem Dringlichkeitsantrag, der einen 
wirksamen Kündigungsschutz für 
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Jugendvertreter und junge Betriebsräte 
forderte und entschieden gegen die 
Nichtweiterbeschäftigung dieser be­
trieblichen Interessenvertreter nach 
Beendigung der Lehre protestierte. 
Diese zunehmende Politisierung von 
Teilen des DBJR fand natürlich nicht 
die ungeteilte Zustimmung aller Mit­
gliedsverbände - die Berechtigung und 
die Richtung allgemeiner politischer 
Aussagen stellte insbesondere der Bund 
der Deutschen Katholischen Jugend 
(BDKJ) in Frage, und auf sein Drängen 
war es auch zur Selbstverständnisdiskus­
sion gekommen. 
Das Statement von Walter Riester 
(DGB-Jugend) zur Einführung in die 
Diskussion ließ die Probleme erkennen, 
vor die sich die DBJR in seiner prakti­
schen Arbeit gestellt sieht, und die eine 
grundsätzliche politische Auseinander­
setzung um das Selbstverständnis not­
wendig gemacht hätten. Er berichtete, 
daß "ein Antrag auf Behandlung des 
Ministerpräsidentenerlasses auf der 44. 
Vollversammlung am Veto eines 
Jugendverbandes" gescheitert sei. 
"Solange sich diese Praxis nicht ändert, 
ist zu befürchten, daß die Präambel zum 
Grundsatzpapier zur außerschulischen 
Jugendarbeit des DBJR, nämlich 
"Jugendarbeit soll durch Erziehung, 
Bildung und Gesellung zur Emanzi­
pation des Menschen mit dem Ziel der 
Selbstverwirklichung und der aktiven 
Mitgestaltung der Gesellschaft "eine 
Leerformel bleibt" formulierte 
Riester und hatte damit eine Basis zu 
einer kritischen Bestandsaufnahme der 
vergangenen Arbeit und Wegmarken für 
ein neues Selbstverständnis gesetzt. 
Zur Enttäuschung zahlreicher Delegier­
ter ging die sehr schleppende Diskussion 
an den grundsätzlichen Meinungsver­
schiedenheiten im DBJR vorbei, nahm 

teilweise die Form "eines akademischen 
Schlagabtauschs" an und verlief wie 
"ein müdes plätscherndes Bächlein in · 
das mal ein Kieselstein geworfen wird 
und jeder aufpaßt, daß auch niemand 
naß wird", wie es einige der Delegierten 
formulierten. 
Zu einer Zusammenfassung der Diskus­
sion in einer Erklärung kam es nicht. 
Die Vertreter der Jugendverbände einig­
ten sich darauf, daß "bestenfalls die un­
klaren Probleme" zusammengefaßt 
werden könnten. Die in Diskussionsbei­
trägen, z.B. der Landjugend oder des 
Arbeitersamariterbundes zum Ausdruck 

I 
gekommene Enttäuschung über dieses 
Ergebnis u,nd die Tatsache, daß "die 
Diskussion \ an den Problemen der 

' Jugendverbä'nden vorbeiging" und "die 
Jugendlichen ' sich durch uns nicht mehr 
vertretern fühlen" kann vielleicht in 
einem Appell des Vertreters der Evan­
gelischen Jugend zusammengefaßt 
werden : "Wir müssen · uns auf die 
Probleme der Basis konzentrieren."· Wie 
und mit welchen politischen Inhalten 
das geschehen soll - darüber konnte 
keine gemeinsame Aussage getroffen 
werden. Als es um die Entscheidung 
über den nunmehr zum sechstenmal be­
handelten Aufnahmeantrag der SDAJ 
ging, traf die Mehrheit der DBJR-Ver­
bände trotzdem (wenn auch ohne ein 
Wort der Diskussion) eine Aussage zum 
Selbstverständnis: für eine Organisation 
wie die SDAJ, die eng mit der vielbe­
schworenen "Basis" im Kampf um die 
unmittelbaren sozialen und politischen 
Interessen der Jugend in Betrieben, 
Schulen und Freizeitstätten verbunden 
ist, hat der DBJR nach wie vor keinen 
Platz. Der Widerspruch zwischen 
Worten und Taten im DBJR wird an 
dieser Stelle überdeutlich. "Diese Ent­
scheidung steht in offenem Widerspruch 
zu einer Entwicklung der fortschritt­
lichen Jugendbewegung in der B RD, in 
der die Zusammenarbeit z.B. in den 
Kampagnen zur Sicherung des Friedens, 
der Vietnamsolidarität, der Festivalvor­
bereitung, der Demokratisierung aller 
gesellschaftlichen Bereiche und gegen 
Berufsverbote ständig wächst. Für die 
Jugendlichen, die die SDAJ in diesen 
Kampagnen als aktiven und 
solidarischen Verband kenrienlernten, 
wird diese Entscheidung unverständlich 
sein", - dies erklärte der SDAJ-Bundes­
vorst and zur Ablehnung des Aufnahme­
antrages. Der DBJR ist aus seiner Ver­
antwortung, die Probleme des Selbstver­
ständnisses und damit die reale Ent­
wicklung der demokratischen Jugendbe­
wegung eben - so wie die Aufnahme 
der SDAJ positiv zu klären, nicht ent­
lassen. Die Dinge auf die lange Bank zu 
schieben, wird dem DBJR durch das 
wachsende Engagement der Jugend für 
ihre Interessen, das auch drängende 
Fragen an die Arbeit der DBJR-Ver­
bände stellt, immer schwieriger. 

• 





im antümperialistischen Kampf, ftlr Frie­
den, Demokratie und sozialen Fortschritt. 
Diese höchste Ausjl:eichnung des Weltbun­
des wurde erst zum sechsten Male vergeben 
(zuvor u.a. an Fidel Castro, Sekou Toure! 
und Amicar Cabral). 
elan-Chefredakteur Hans-Jörg Hennecke er­
klärte, daß mit dieser Auszeichnung nicht 
allein die Tätigkeit von elan-Herausgebern, 
Verlag und Redaktion gewürdigt werde, 
sondern insbesondere der unermüdliche 
Einsatz tausender Leser, ohne die der Er­
folg des sozialistischen Jugendmagazins in 
den vergangeneo Jahren nicht möglich ge­
wesen wäre. 
Ein weiterer Höhepunkt des Pressefestes 
war ohne Zweifel der Besuch einer Jugend· 
delegation aus der Demokratischen Repu­
blik Vietnam. Unter ihnen ein Vertreter 
der elan-Bruderzeitung in Hanoi "Vorhut". 
Die Vietnamesen besuchten auf Einladung 
des Initiativausschusses X. Weltfestspiele 
die BRD. 
Bunt war das siebenstündige Pressefestpro­
gramm in jeder Hinsicht. Da waren Infor­
mationsstände der in- und ausländischen 
elan-Bruderzeitungen und Verlage zu be­
sichtigea. Ein Filmfestival gehörte ebenso 
zu den A ttraktionen wie das Schauzeich­
nen unseres Karrikaturisten Walter 
K�rowski ( "Kuro"). 
Außerdem hatte elan alle Songgruppen ein­
geladen, die sich am Wettbewerb "Macht 
Lieder zum Festival" beteiligt hatten. Im 
Nachmittagsprogramm kam es dann vor 
den kritischen Ohren einer Jury zum Ge­
sangswettstreit. Die erstplacierte Gruppe 
sollte als Auszeichnung im Abendpro­
gramm auftreten. Aber schließlich wurden 
es doch zwei Gruppen, die nach Jury-Auf­
fassung gleichwertig vom lagen: die 
Münchener und die Bremer Songgruppe. 
Zahlreiche Grußtelegramme und -schreiben 
gingen zum Pressefest zu. Unter anderem 
von Kurt Bachmann, dem Vorsitzenden 
der DKP und den bei der Fete des Gewerk­
schaftsmagazins Ran (das am Tag zuvor 
zum Pressefest nach Recklinghausen einge­
laden hatte) vertretenen Recklinghäuser 
Jugendverbänden (SDAJ, Juso, D FG-IDK, 
Falken und DGB-Jugend). 
Auf das elan-Pressefest folgte ein gemein­
sames Seminar mit Vertretern der Jugend­
presse aus halb Europa, sowie ein breites 
Informationsprogramm über den Kampf 
der Jugend in der Bundesrepublik um ihre 
Grundrechte. 
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elan: Die UZ wird Tageszeitung. Warum ge­
rade jetzt? Welchen Wert und welche Be­
deutung hat die UZ für die arbeitende Ju­
gend? 
Geora Polikeit : Wer sich aufmerksam in 
der politischen Landschaft umsieht, der 
sieht, daß wir in der Bundesrepublik vor 
einer spürbaren Verschärfung der Klassen­
auseinandersetzungen stehen. Die Lohn­
kämpfe dieses Frühjahres und Sommers, 
der zunehmende Protest gegen die inflatio­
näre Preistreiberei des Großkapitals, die 
Kämpfe gegen die Abwälzung aller Lasten 
und Risiken des kapitalistischen Profit­
systems auf die arbeitenden Menschen, die 
Aktionen der Jugend flir eine fortschritt­
liche Berufsausbildung, für mehr Rechte, 
für bessere Freizeiteinrichtungen, aber 
auch die Bewegungen gegen das undemo­
kratische Berufsverbot, für die Fortsetzung 
der Entspannungspolitik in Europa, für So­
lidarität mit den antiimperialistischen Be­
freiungskämpfen der Völker bezeugen das. 
elan: . . ' .  und hier fehlt eigentlich bis jetzt 
die tägliche Information, ein Gegengewicht 
gegen die Meinungsmanipulation durch die 
Massenmedien? 
Georg Polikeit: Ganz recht. Was fehlt, ist 
die tägliche Information über all das, was 
die arbeitenden Menschen dieses Landes 
fordern, und was sie tun, um diese, ihre 
berechtigten Forderungen durchzusetzen. 
Fernsehen und Rundfunk sowie die bürger­
liche Tagespresse berichten darüber nur 
wenig, und dieses Wenige meistens ver­
fälscht und entstellt. Die UZ als Tageszei­
tung ist notwendig, damit die arbeitenden 
Menschen in diesem Land endlich ein täg­
liches Sprachrohr haben, mit dem sie ihre 
Ziele und Forderungen bekanntmachen 
können, eine Zeitung, die sie täglich dar­
über informiert, was von Flensburg bis 
Konstanz los ist an demokratischen Aktio­
nen der arbeitenden Menschen gegen die 
Macht- und Profitpolitik der großen B osse. 
elan: Wer am Zeitungskiosk steht, hat die 
Auswahl zwischen vielen Tageszeitungen. 
Außerdem gibt es Rundfunk und Fernse­
hen. Kann die UZ mehr bieten? 
Geort Polikeit : Die UZ bietet genau das, 
was alle anderen nicht bieten können: 
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Georg Polikeit (rechts): Keine heuchlerische ,.Neutralität" 

Wahrheitsgetreue und ungeschminkte In­
formation über Leben und Kampf der ar­
beitenden Menschen. Die bürgerliche Presse 
einschließlich Rundfunk und Fernsehen 
kleiden sich zwar in den Mantel scheinba­
rer "Objektivität" - aber in Wahrheit er­
greifen sie in der Grundlinie stets die Partei 
des herrschenden großkapitalistischen 
Systems. Wo hätten sie jemals klar und un­
zweideutig gesagt, daß die Forderungen 
nach höheren Löhnen oder nach besserem 
Jugendarbeitsschutz berechtigt sind? Wo 
hätten sie jemals einen Streik für solche 
Forderungen unzweideutig unterstützt? 
elan: Die UZ schmückt sich also nicht mit 
.dem irreführenden Etikett der "Neutrali­
tät" . . .  

Georg Polikeit: Nein! Die UZ bietet keine 
heuchlerische "Neutralität", sie sagt klar 
und eindeutig, daß sie parteilich ist -
nämlich parteilich für die Interessen der ar­
beitenden Menschen, gegen das Profit· und 
Machtstreben des Großkapitals. Parteilich 
für eine grundlegende demokratische Um­
gestaltung der gesellschaftlichen Verhllt­
nisse. Parteilich für den Sozialismus. Die 
UZ wird die einzige Tageszeitung der Bun­
desrepublik sein, die der Meinungsmanipu­
lation des Großkapitals täglich die Wahr­
heit der arbeitenden Menschen entgegen­
setzt. 
elan: Für die Leser unseres Jugendmagazins 
ist sicherlich interessant, wie die UZ als Ta­
geszeitung auf die Probleme der arbeiten-



Doo. 

Hamburg: 1 0  000. UZ an den ,,Mann,. gebracht 

8 und lernenden Jugend eiDgehen wird, 
welchen Raum sie ihnen gibt? 
Geora Polikeit: Die UZ bemüht sich auch 
jetzt bereits als Wochenzeitung, die Proble­
me und Aktionen junger Menschen nicht 
nur auf einer speziellen Jugendseite abzu­
handeln, sondern in allen Teilen der 
Zeituug aufzugreifen. Das wird bei einer 
Tageszeituug noch besser möglich sein. 
Selbstverstindlich gibt es besondere 
Probleme der jungen Generation, die eine 
gesonderte Behandlung erfordern. Aber ih­
re Lösung ist eingebettet in die Fragen des 
allgemeinen Klassenkampfes gegen die 
Macht des Monopolkapitals. Deshalb tritt 
die UZ für die Verbindung des KamP.fes 
der Jugend mit dem Kampf der Arbeiter­
klasse, mit dem allgemeinen Ringen um die 
Binschrinkung und Oberwinduns der 
Macht des Großkapitals ein. Wir haben in 
Zusammenhang mit dem Obergang der UZ 
zum täglichen Erscheinen nur elne Bitte: 
daß uns möglichst viele Jugendliche helfen, 
die Probleme, die Forderungen und Aktio­
nen der arbeitenden und lernenden 1 Uf:nd 
besser als bisher in u nserer Zeitung wider­
zuspiegeln - indem sie uns schreiben, UDS 
informieren, in den verschiedenen Betrie­
ben und Orten in dieser Beziehuns voqe­
hen. Denn das ist doch klar: "Ober die Pro­
bleme und Aktivitäten der Jugend berich-

ten kann die UZ als Tapszeitung nur, 
wenn sie zu�r selbst darllber informiert 
wurde. Und diese I nformation kann nur 

aus den Reihen der gewerkschaftlich uDd 
politisch aktiven juJ18en Menschen selbst 
kemmen. 
elan: Ihr bereitet zur Zeit den Aufbau 
eines Netzes von ArbeiterkorrespoDdenten 
�r. Wenn wir die Bitte, die du eben ausge­
sprochen hast, richtia verstehen, dann ist 
die UZ-Redalction auch an der Mitarbeit 
Yieler junger ArbeiterkorrespoDdenten 
interessiert? 
Geoq Polikeit: So ist es. Wir würden UDS 
freuen, wenn künftig noch mehr juuge Ar­
beiter an der UZ mitarbeiten würden. Wir 
sind sehr daran interessiert, viele juuse 
Arbeiterkorrespondenten zu gewinnen, die 
ständig über die Probleme uDd die Aktio­
nen der Jugend berichten. Wir sehen darin 
einen großen Gewinn für die Tageszeituug. 
Aber unser Angebot Bllt auch schon für die 
Periode bis zum tlbeiJ8DI. 
elan: Ihr führt gegenwärtig eine große 
Kampagne, um feste Abonnenten für die 
Tageszeitung zu gewinnen. Warum legt ihr 
gerade auf das Abonnement so großen 
Wert? 
Geoq Polikeit: Eigentlich im Interesse der 
künftigen Leser der UZ. Nur wer die Tages­
zeituug abonniert, hat eine gewisse Sicher-

heit, clal er sie auch tatsichlieh bl=kommt . 
Am Anfana wird die UZ alJ TageszeituDs 
noch nicht Ober ein so weitverzwe.igtes 
Netz tlglicher Freiverlciufer verfUgen 
können, daß man die Zeituug pwisser­
maßen an j eder größeren Stralenbahn­
haltestene kaufen kann. Wer sie abonniert, 
dem briqt sie die Post iDs Haus. Außert. 
dem kommt du Abonnement biJHpr. 

In diesem Zusammenhang habe ich noch 
eine Anregwlf: Manche jugendliche Inter­
essenten sapn uns, daß sie die Zeitun& 
teme nelmien WOrden, daß sie aber den 
Abonnementspms beim besten WiBen 
nicht aufbriugen können. Wie wlre es in 
einem aolchen Fall, wenn sich zwei oder 
drei Interessenten, die in der gleichen Ge­
gend wohnen, zusammentun wOrden, um 
semeinsam ein Abonnement zu bC'Stellen 
uDd die Zeituug dann tlglich untereinander 
aaszutauschen? UDd noch etwas: es aollte 
kein Juaenclzentrum, keinen Jusendklub 
pben, WO fortschrittliche Jupndliche Vel'­

keJuen und die UZ nicht pJWten wird . 

NotfalJJ mtlßten interessierte Juaendliche 
sich zusammentun und gemeinsam fordern, 
daß die UZ abomüert wird - schon aus 
dem Grund, allen Jupndlichen eine Qnab­
hiDai&e, demokratische MeblUJIIIbiklUDI 
zu ermöjlichen. 

• 





Ein Wort ist in aller Munde, und doch in 
keinem Lexikon zu finden: Lebensqualität, 
oder Qualität des Lebens. Der Brockhaus 
bietet nur zum Stichwort "Qualität" eine 
knappe Erklärung: Beschaffenheit , Eigen­
schaft. Was hat es mit unserer Lebensbe­
schaffenheit auf sich, daß sie nun auch von 
den herrschenden Politikern für verbes­
serungswürdig gehalten wird? 
Schließlich wurde uns noch unlängst einge­
hämmert, daß es u ns ganz prächtig gehe 
und grundsätzliche Veränderungen 
unnötig, ja gefährlich, seien. . Umweltschutz, Zukunft und Lebensquali­
tät - das sind heute Begriffe, die unsere 
herrschenden Politiker mit verklärten 
Gesichtszügen äußern und mit ganzen 
Katalogen wohlklingender Versprechun�e� 
anbieten. Dr. Erhard Eppler, Bundesrruru­
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit, .  
sieht das Problem so:  "Wir sprechen heute 

Qualität des Lebens, obwohl wir nicht 
. wissen, worin sie besteht, �och 

ger, wie sie zu verwirklichen sei . . .  
Wir zweifeln, ob dies gut für die Menschen 
sei: 

- immer breitere Straßen für immer mehr 
Autos; immer größere Kraftwerke für 
immer mehr Energiekonsum; immer auf­
wendigere Verpackung für immer fragwür­
digere Konsumgüter; immer größere Flug­
häfen für immer schnellere Flugzeuge ; 
immer mehr Pestizide (Pflanzenschutz­
mittel d. Verf.) für immer reichere Ernten; 
und, 'nicht zu vergessen, immer mehr 
Menschen auf einem immer enger werden­
den Globus. 
Denn wir haben in den letzten Jahren 
gelernt, daß dies auch bedeutet: 
-Atmer schlechtere Luft ; immer wider­
.-re Schutthalden ; immer unerträgli­
cherer Lärm; immer weniger sauberes 
Wasser; immer gereiztere Menschen; immer 
mehr Giftstoffe in den Organismen ; und 
immer mehr Tote auf den Straßen ." ( I ) 
Der zweifelnde Minister Eppler, oftmals als 

Linker" apostrophiert, möchte mit derlei 
Thesen vermeiden, daß die einzig logische 
Schlußfolgerung gezogen wird: höh�re 
Lebensqualität bedeutet unvermeidbar eme 
höhere Qualität der Gesellschaftsordnung. 
Um wieviel ehrlicherist da der BASF-Direk­
tor Dr. Bischoff, für den Arbeiter "Ersatz­
teile" sind. 
Die Qualität des Lebens in der Bundesrepu­
blik wird durch die Tatsache bestimmt , 
daß 1 ,  7 Proi"ent der Bevölkerung 7 4 
Prozent des Produktivvermögens besitzen. 
Daß wir trotz der Verträge von Moskau, 
Warschau und Berlin den höchsten 
Rüstungsetat in der Geschichte der BRD 
haben - und dadurch dringend notwendige 
Reformen auf der Strecke bleiben. Daß die 
Preistreiberei der Bosse Lohnerhöhungen 
und Sparkonten auffrißt ( "Qualität des 
Lebens hat auch etwas mit Quantität an 
Kaufkraft zu tun" (2) ) . Daß Unter­
nehmer-Profite hierzulande prinzipiell VIf 
dem oft zitierten Gemeinwohl rangieren. 
Ein Beispiel für viele: 
Eine gesundheitsgefährdende Dosis an Gift-

stoffen hat das Chemische Untersuchungs­
amt Hamm an Obst-Papiertüten festge­
stellt. Der Hersteller verwendet Giftstof�e, 
die am Obst haften bleiben und be1m 
Menschen Leber- und Sehstörungen verur­
sachen. Eine Aufforderung, das giftige 
Papier nicht mehr zu verwenden, 
mißachtete der Hersteller. Und prompt gab 

ihm das Verwaltungsgericht Hamm recht: 
"Das private Interesse des A?tragstellers �! 
in diesem Fall als vorrangig anzusehen. 
Scheinheiliger Aufdruck der Obsttüten: 
"Obst ist gesund ! "  (3) . Insofern wird verständlich, daß die Unter­
nehmer von der "scheinheiligep Parole 
Lebensqualität' " sprechen ( 4). 

Bugen Loderer, 1. Vorsitzender der IG 
Metall, sprach deutlich aus, um. was e_s 
grundsätzlich geht: "W? aber Ge��nmaxi­
mierung zum ökonomischen Lelt�lld und 
zum bestimmenden Faktor des Wirtschaf­
tens erhoben wird, kommen die Gemein­
schaftsaufgaben zu kurz und rangiert das 
Menschsein hinter den Profiterwartungen 
einer Minderheit. Wir wollen eine geplante 
Wirtschaft, die durch gesellschaftspoliti­
sche Zielsetzungen gebunden und trotzdem 
effizient (wirkungsvoll, d. Verf.) ist." (5) 
Und Heinz Oskar Vetter, DGB-Bundesvor­
sitzender ergänzt: "Für uns ist der Umwelt­
schutz ein gesellschaftliches Problem, �as 
ohne die Gretchenfrage nach den Bedm­
gungen privatwirtschaftlicher Produktion 
und privater Macht gar nicht g�löst werden 
kann." Und: "Wir müssen radikal brechen 
mit den bislang unsere Wirtschaft und 
Gesellschaft beherrschenden Prinzipien des 
privaten Gewinns und des unkritisch gese­
henen Wachstums." (6) Deutlich wird, daß 
unter den Bedingungen der mit "Markt­
wirtschaft" vornehm umschriebenen unter­
nehmerischen Ausbeutungsordnung hierzu­
lande keine menschenwürdige Qualität des 
Lebens erreichbar ist. 
Und das bringt die Bosse und ihre he�­
schenden Politiker in arge Verlegenheit. 
Einerseits müssen sie bei Strafe ihres Unter• 
gangs an die Probleme Umwelts�hutz und 
Lebensqualität heran. Andererseits stehen 
sie vor dem Problem, daß ihre überholte 
Gesellschaftsordnung der entscheidende 
Hemmschuh für qualitative Veränderungen 
ist. 

Unser oberster Umweltschützer, Bundes­
innenminister Genscher, formuliert deshalb 
eindeutig: Es "soll keine Hetzjagd na<:h 
Umweltsündern veranstaltet oder die 
Marktwirtschaft über Bord geworfen 
werden . . . Die Leistungstüchtigkeit der 
Marktwirtschaft wird sich auch bei der 
Lösung des Umweltproblems in eindrucks­
voller Weise bestätigen . . .  Umweltschutz 

wird bei uns kein Hebel zur Systemüber­
windung sein". (7) Darauf kann man nur 
antworten: Obst ist gesund, Herr Minister! 
Der Kampf um ein menschenwürdiges 
Dasein wird in vielfältigen Formen geführt. 
Eine bedeutende Rolle in der Auseinander­
setzung um bessere Lebensqualität kommt 
den Gewerkschaften zu . Und die wissen im 
Gegensatz zu Minister Eppler, was sich 
hinter dem Begriff Lebensqualität verbirgt. 
Nämlich: 
"Eine bessere Qualität d�r Bildung, der 
Umwelt, des Gesundheitswesens, der 
Regionalentwicklung, der Planung und 
Finanzierung und dies alles muß begleitet 
sein von einer Demokratisierung aller 
Lebensbereiche . . .  Die Verbesserung der 
Lebensqualität ist nur dann möglich, wenn 
der Krieg als Mittel der Politik geächtet 
wird und endgültig in die Gefilde der Ver­
$angenheit verbannt wird. Zu dieser 
Ächtung gehört : 
- Abbau der Rüstungen und Rüstungshaus­
halte! Kontrollierter gegenseitiger Abbau 
der Truppenstärken und Abschluß weiterer 
internationaler Vereinbarungen über 
Kontrollen, Verbot und Vernichtung aller 
atomaren, bakteriologischen und chemi­
schen Waffen und Kampfstoffe. Verbesse­
rung der Lebensqualität heißt auch: ein 
entschiedenes Ja zu einer Politik des Frie­
dens, der Entspannung, der Völkerverstän­
digung und der internationalen Solidari­
tät! "  (8) 
Resümee: "Die Marktwirtschaft ist mit 
ihrer Scheinrationalität nicht in der Lage, 
den öffentlichen Bedürfnissen gerecht zu 
werden." (9) 
Kampf für bessere Lebensqualität ist also 
an ganz konkreten Aufgaben orientiert. 
Zum Beispiel an denen, die in den "5 
Grundrechten der Jugend" ( 1 0) formuliert 
wurden: 
+ Grundrecht der Jugend auf demokrati­
sche und fortschrittliche Bildung und 
Berufsausbildung. 
+ Grundrecht der Jugend auf Arbeit, 
soziale Sicherheit und Gleichberechtigung. 
+ Grundrecht der Jugend auf sinnvolle 
Freizeit, auf Erholung, Sport und Gesund­
heit. 
+ Grundrecht der Jugend auf Mitbestim­
mung und Demokratie. 
+ Grundrecht der Jugend in Frieden zu 
leben und zu arbeiten - ohne Militarismus 
und Neonazismus. 
Quellen: 
(l) "Aufgabe Zukunft, Q�alität des Lebens" 
- 4. internationale Arbeitstagung der IG Metall 
1972, Band 1 :  Zusammenstellun,, 

der Re
.��rate 

zum Thema "Qualität des Lebens , EuropatSche 
Verlagsanstalt, Frankfurt/M. Die Sammlu� 
besteht insgesamt aus zehn Bänden (Ei?zelpreJS 
DM 9) und stellt ein wichtiges Inf�rm!itlon�- und 
Hintergrundmaterial für alle dar, d1e Sich m1t den 
drängenden Problemen der Zukunft beschäftigen. 
(2) Eugen Loderer, Vorsitzender der IG Metall 
(3) ppa, 13.2.73 
(4) Dr. Heinrichsbauer in "Der Arbeitgeber", 
9/73 
(5) siehe (1) 
(6) ebenso 
(7) Rede beim 15. Mainauer Gespräch am 
18.5. 73 auf der Insel Mainau. 
(8) siehe (1) 
(9) ebenso 
(10) Beschlossen vom 3. Bundeskongreß der 
SDAJ, Stuttgart 1972. Erhältlich beim SD�J­
Bundesvorstand, 46 Dortmund, Sonnensehern­
gasse 8. 
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Neuer ADS in Stade 
gegründet 
Solidarität für 

"Abteilung Kehrt" 

Einsch üchterungs­
versuche durch 
MAD, Verhöre und 
Prozesse 

Von Georg Rohde 

Trotz heftiger Behinderungen 
hat sich innerhalb der 3. Pan­
zerdivision der Bundeswehr in 
N iedersachsen ein neuer Ar­
beitskreis Demokratischer Sol­
daten (ADS) gebildet. 
Am 17. Mai 1 97 3 fand in Stade 
die Auftaktveranstaltung des 
ADS-Stade statt, auf der die 
Hauptaufgaben d ieses Kreises 
demokratischer Soldaten ge­
nannt wurden: Informationen 
über die rechtliche Situation 
der Wehrpflichtigen zu geben, 
Kampf für die soziale und 
rechtliche Besserstellung der 
Wehrpflichtigen sowie die De­
mokratie in der Bundeswehr. 
Grundlage der Arbeit soll auch 
in Stade die Wehrpflichtigen­
Studie "Soldat '70" sein. 

"Am 13 .5 . 1973 wurde in Cux­
haven/ Altenwalde vor der Hin­
rich-Wilhelm-Kopf-Kaserne die 
erste Ausgabe der Zeitung "Ab-

teilung Kehrt" verteilt. D iese 
Zeitung wird von demokrati­
schen Wehrpflichtigen herausge­
geben, die über die rechtliche 
Situation der Wehrpflichtigen 
informieren wollen, sowie für 
eine soziale und rechtliche Bes­
serstellung der Wehrpflichtigen 
e intreten. 
Nachdem der Versuch der ört­
lichen Polizei, die Verteilurig 
der Zeitung zu stören, mißlang, 
folgten von Seiten des Batail­
lonskommandeurs des Panzer­
bataillons 74, Oberstleutnant 
Engel, repressive Maßnahmen: 
Auf einem Bataillonsappell drei 
Tage später unterstellte er den 
Herausgebern dieser Zeitung, 
Wehrkraftzersetzung zu betrei­
ben, sowie Unruhe in die Trup­
pe zu tragen. Weiter drohte er 
mit der Bestrafung von Solda­
ten, die an der Erstellung der 
Zeitung bete iligt waren. 
Am 1 8 .5 .73 wurden ,verdächti­
ge' Soldaten sowohl vom Militä­
rischen Abschirmdienst ( MAD) 
als auch vom Kommandeur 
stundenlang verhört.  H ierbei 
wurde erneut versucht , durch 
Androhung von Disziplinar­
strafen, Versetzung und Zivil­
verfahren, die Soldaten einzu­
schüchtern. Wir fordern alle 
Wehrpflichtigen auf, sich nicht 
durch derartige Methoden beir­
ren und vom demokrat ischen 
Kampf abhalten zu lassen. 
Wir fordern alle demokrati­
schen Kräfte - insbesondere 
die Jugendorganisationen - der 
BRD auf, den demokratischen 
Kampf der Wehrpflichtigen zu 
unterstützen und sich mit uns 

für eine freie gewerkschaftliche 
und politische Betätigung in 
den Kasernen einzusetzen. 
Arbeitskreis Demokratischer 
Soldaten Lüneburg, Arbeits­
kreis Demokrat ischer Soldaten 
in Hamburg, Soldateninitiative 
Rheine, Arbeitskreis Demokra­
tischer Soldaten Stade, Arbeits­
kreis Demokratischer Soldaten 
Dörverden, Soldateninitiative 
Neumünster, Arbeitskreis De­
mokratischer Soldaten Achim". 

"Aber auch in unserem Staat 
machen sich mehr und mehr 
Kräfte breit, vom Osten einge­
schleust und unterstützt, die 
unsere freiheitlich-demokrati­
sche Grundordnung zerstören 
wollen. Auch in unserem Batail­
lon gibt es Soldaten, die im Un­
tergrund wühlen und zersetzen­
de Tätigkeiten ausüben, um so 
das Vertrauen zu ihren Vorge­
setzten zu untergraben. 
Das, meine Soldaten, sind Tat­
sachen, vor denen Sie nicht die 
Augen verschließen dürfen. 
Diese Tatsachen bewe isen, daß 
die Sowj ets nach wie vor die 
Ausdehnung ihres Machtberei­
ches anstreben. Unsere Sicher­
heit und unsere Freiheit sind 
bedroht, und die Freiheit dieser 
unserer Sicherheit ist Aufgabe 
und Pflicht aller Bürger. " Diese 
Kalte-Kriegs-Rede hielt der 
B u n d e swehr-O b e r s t l e utnant 
Wlrth am 20. September 197 1 
in der Marburger Tannenberg­
Kaserne. Zur Rechenschaft ge­
zogen für seine friedensfeind­
liche Hetze wurde er nie. 
Bestraft werden soll aber der 

Fähnrich der Reserve Hans Jun 
ker, der sich zur gleichen Zei 
mit anderen Wehrpflichtigen fü 
die Rechte seiner Kameradei 
und für eine aktive Friedens 
politik einsetzte. 
Auf einer Pressekonferenz an 
15.  Mai 1973 in Wiesbaden ant 
wortete Hans Junker auf dit 
A nschuld igungsschrift de 
Wehrdisziplinaranwalts. U nte 
anderem stellte er fest : 
"Der Wehrdisziplinaranwal 
beim Truppendienstgericht Mit 
te . . .  schuldigt mich an,. icl 
sei 1. durch mein ,un ige 
Verhalten' der ,Achtu un< 
dem Vertrauen nicht gerech 
geworden, die für (m)eine W ie 
derverwendung in meinen 
D ienstgrad und als Vorgesetzte 
erforderlich sind', und 2. so] 
ich mich gegen die freiheitlich 
demokratische Grundordnunl 
im Sinne des Grundgesetzes be 
tätigt haben." 
Gemeint ist vor allen Dinge1 
die Mitarbeit Hans Junkers aJ 
der demokratischen Soldaten 
zeitung "Rührt Euch" in Mai 
burg. 
Besonders empörend ist abe 
auch der Versuch der Militä1 
gerichtsbarkeit, auf die Recht 
sprechung im zivilen Bereicl 
Einfluß zu nehmen. 
Denn angegriffen werden in de 
Ansehuldigungsschrift alle, d i  
"Freiheit für Soldat '70" gefm 
dert haben; d ie sich für di 
Rechte der Soldaten in de 
Bundeswehr einsetzen: di 
DGB-Jugend, Jungsozialister 

·Jungdemokraten, SDAJ, NatuJ 
freundejugend. 



(Name) 

(Adresse) 

(Datum) 

(Unterschrift) 
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Im Juni 1972 wurde ich aus der 
Realschule entlassen und ließ 
mich vom Arbei�samt "bera­
ten", Da ich Krankenschwester 
werden wollte, vermittelte es 
mir eine Stelle als Vorschülerin 
im evangelischen Krankenhaus 
Dinslaken. Dort unterschied ich 
mich nur soweit von den Putz­
frauen, daß ich die Tracht der 
Vorschillerinnen statt eines Kit­
tels trug. Fenster putzen, Bet­
ten waschen, Pfannen reinigen, 
Räume putzen war das einzige, 
was ich tun durfte. 
Ich ging zum Arbeitsamt und 
verlangte eine neue Lehrstelle. 
Man versprach mir, daß ich 
je�t das Richtige bekäme, et­
was "Abwechslungsreiches" .Als 
Großhandelskaufmann saß ich 
nun fast den ganzen Tag in 
einem dunklen kalts:n Raum 
des Diplom-Kaufmanns Dr. 
Stallmann. Dort sollte ich mir 
schnell die Kenntnisse der 
Buchflihrung aneignen (schließ­
lich war ich der einzige "Mit­
arbeiter''}. Weil mein Vater 
Bergmann ist, gab mir der Chef 
statt 60 DM 1 00 DM als Ausbil­
dungsbeihilfe. 
Als mir dies zu bunt wurde und 
ich beim Arbeitsamt auf den 
Tisch schlug, wies man mich 
einem "annehmbaren" Ausbil­
dungsbetrieb zu. 
Als ich jetzt von der Aktion 
Roter Kuckuck erfuhr, ver­
säumte ich es nicht, das evange­
lische Krankenhaus, die Woh­
nungstür des Herrn Stallmann 
und die Tür des "beratenden" 
Arbeitsamtes mit einem Roten 
Kuckuck zu versehen. 
Eva-Judith Trieoit, Dinslaken 

In unserer Schule haben einige 
Lehrer die Angewohnheit, alles, 
was von links kommt, zu unter­
drücken. Mit Sprüchen, wie: 
alles einreißen und nichts auf­
bauen können, wer einiger­
maßen intelligent ist, wird so 
etwas nicht denken usw .,  ver­
suchen sie uns zu beeinflussen, 
Der 1. Mai wird als Parolen­
schreierei abgetan. Deshalb 
brauche ich dringend den 
Roten Kuckuck. 
Frank Bober, Langenhagen 

Ich habe mich in der letzten 
Zeit ein wenig umgesehen: da 
gibt es ja allerhand, was in den 
Bann der Aktion Roter 
Kuckuck gehört ! Ich möchte da 
mitmachen. Schickt mir ein 
paar Pfandsiegel der Arbeiter­
jugend. 
Jürgen Hoekauf, Harnburg Lehrlings-Traum 
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Gut, daß Ihr Euch einmal ganz 
offensiv mit den Chaoten und 
Linkswichsem auseinanderge­
setzt habt. Diese Sektierer 
haben in der letzten Zeit ·der 
fortschrittlichen Bewegung so 
viel Schaden zugefügt, daß man 
wirklich bald glauben muß, daß 
sie der Gegner erfunden hat. 
Diese Politrocker sind weder 
links noch sozialistisch. Deshalb 
kann es mit ihnen auch keiner-

lei gemeinsame Aktionen 
geben, weil wird sonst ganz 
einfach unglaubwürdig we •. 
Natürlich müssen wir versu • • 
die gutmeinenden jungen und 
noch unerfahrenen Leute, die 
den Obermaoisten und -trotz­
kisten auf den Leim gekrochen 
sind, eines besseren zu beleh­
ren. Am besten machen wir das, 
wenn wir die fortschrittliche 
Jugendbewegung stärken und 
noch aktiver werden. 
Hartmut Kowsky, Oberhausen 



Ich fmde es außerordentlich 
schlecht, daß Ihr die Fraktions­
kämpfe zwischen einzelnen 
linken Gruppen in der Bundes­
republik nicht überwinden 
wollt, sondern vielmehr darauf 
bedacht seid, Euren Beitrag zu 
dessen Verschärfung zu leisten. 
Solche albernen Mätzchen halte 
ich bei der Popularität Eurer 
Zeitschrift für unverantwort­
lich. Ich bin der Überzeugung, 
daß man die Differenzen zwi­
schen den einzelnen linken 
Gruppierungen nicht auf dem 
Boden · verketzernder Polemik 
austragen sollte, sondern auf 
der Grundlage rationaler Di:r 
kussion versuchen sollte, die 
sozialistischen Kräfte in unse­
rem Lande zusammenzuführen. 
Rainer Kirberg 

e 

In der letzten Nummer des elan 
vermisse ich eine Auseinander­
setzung. mit den Vorstellungen 
der Bundestagsparteien zur 
Reform des Jugendarbeits­
schutzgesetzes. Da diese Re­
form wohl 1973/74 ins Haus 
steht und wir genügend Dampf 
machen müssen, halte ich eine 
umfassende Darstellung und 
Diskussion, vielleicht sogar 
einen Sonderdruck, für ange­
bracht. 

"Ein unternehmertreues Herz 
hat aufgehört zu schlagen. Nach 
langer schwerer Krankheit starb 
plötzlich und . unerwartet das 
Jugendarbeitsschutzgesetz. Den 
dauernden Anfeindungen zum 
Trotz hatte es uns lange gute 
Dienste erwiesen. Es war so 
herrlich verschwommen und 
ungenau formuliert, daß auch 
gut besetzte Aufsichtsämter 
nichts hätten gegen uns unter­
nehmen können. 
In tiefer Trauer, die Neußer 
Unternehmer." 
Das war der Flughiattext zu 
einer Sargaktion der Neußer 
SDJ\.J. Die Bevölkerung wurde 
so über die Lückenhafigkeit des 
J ug e nd a r b e i  t ssch u tzgesetzes 
aufgeklärt. Bei der Beisetzung 
wurden die Unternehmer für 
die Nichteinhaltung und die Be­
hörden für mangelnde Kontrol­
le verantwortlich gemacht. Vor­
her gab es einen Informations­
stand, lUl dem elan guten Ab· 
satz fand. 
Ronald Lemme, Neuß 

RECHTSPFLEGER 
Ein interessa nter  Beruf für 

A B I T U RI E N T E N I 
die Verantwortung l ieben und 
Entscheidungen nicht. scheuen 

Der Rechtspfleger ist Beamter des gehobenen Justizdienstes. Seine Tätigkeit erstreci:t sidJ. 
auf fast alle Gebiete der GeridJ.tsbarkeit und ist deshalb vielseitig und interessant. Er besitzt 
volle EntsdJ.eidungsfreiheit und ist · eine Besonderheit im öffentlidJ.en Dienst · Weisungen 
nidJ.t unterworfen. Daher bietet der B eruf des RedJ.tspflegers in hohem Maße die MöglidJ.­
keit, selbständig zu arbeiten und Verantwortung gegenüber dem redJ.tsudJ.enden Bürger 
zu tragen. 

Einslellungszeilpunkt :  1. August 1 973 

Ausbildungsgang : Dreijähriger Vorbereitungsdienst (davon 1 5  Monate fadJ.wissensdJ.aft­
lidJ.er Lehrgang an der RedJ.tspflegerschulc in Bad Münstereifel) mit UnterhaltszusdJ.uß von 
z. Z. 624 DM für Ledige. 

Laufbahn : Nach einer Probezeit Anstellung als Beamter auf Lebenszeit. Günstige Beförde­
rungsmöglichkeiten zum Justizoberinspektor, Justizamtmann, Justizoberamtmann und Justiz­
aberamtsrat. 

Nach einer besonderen Prüfung audJ. Amtsanwalt und Oberamtsanwalt. 

Auskünfte erteilen alle · AmtsgeridJ.te und LandgeridJ.te. 

Bewerbungen sollten möglidJ.st bald vorgelegt werden. Sie sind (je nadJ. Wohnort) zu ridJ.ten 
an die 

PRÄS I D E N T E N  D E R  O B E R LA N D E S G E R I C H T E  
4 Düsseldorl, Cecilienallee 3 • 41 Hamm, Heßlerstraße 53 • 5 Köln, Reichenspergerplatz 1 

Eine Informationsschrift kann angefordert werden. 

HANDBUCH für Arbeiter und Angestellte zur betrieblichen und gesellschaft­
lichen Praxis 

Herausgegeben von Heinz Jung und Heinz Schäfer, erarbeitet 
vom Institut für Marxistische Studien und Forschungen (IMSF) 
Frankfurt/Main 
Dritte völlig neu bearbeitete und erweiterte Auflage 
Format 12 x 18 cm, 404 Seiten DM 9,80 

Über 80 Prozent der Bevölkerung der BRD sind Arbeiter und 
Angestellte mit ihren Angehörigen. Ober ihre Lage, über ihre 
gesellschaftliche und betriebliche Praxis informiert das H.Al'IID­
BUCH in rund 350 alphabetisch angeordneten Stichwörtern. 
Verständliche, anschauliche, mit Fakten und Zahlen unter­
mauerte Darstellung war für die Verfasser oberstes Gebot . Das 
HANDBUCH möchte dem gewerkschaftlich und politisch 

· aktiven Arbeiter und Angestellten Orientierung und Hilfe 
geben. 
Bezug über den Buchhandel oder direkt beim Verlag. 
Verlag Marxistische Blätter, 6 Ffm. 50, Heddernheimer Landstr. 
78 a 

Verlau Marxistische Bliner . 
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Was ist denn los 
in diesem Sommer 
in Berlin 
in der DDR? 

Aus Paris der Pierre berichtet,. 
was der große Streik geschafft, 
und der W&JQa aus Sibirien 
linst von Strom aus Wasserkraft. 
Angela aus USA 
reicht dem Thu aus Hanoi die Hand 
und Ngo aus Afrika 
macht sich mit Keratin bekannt. 

Wer schaut denn bös 
in diesem Sommer 
nach Berlin 
auf die DDR? 

Die Krupps und Thyssen, Abs und Springer, 
Bölkow nnd Franz-Josef Strauß, 
Der Franeo und .Athener Junta, 
Mister Nixon im Weißen Haus: 
Alle, die am Krieg· verdienen 
und die deren Helfer sind, 
denn sie fürchten, daß der Frieden 
ihnen die Profite nimmt. 

Reft.: Refr.: 
Die demokratische Jugend der ganzen Welt, Die demokratische Jugend der ganzen Welt, 
sie ist in diesem Sommer auf Berlin eingestellt. sie ist in diesem Sommer auf Berlin eingestellt. 

Was woBen wir 
in diesem Sommer 
in Berlin 
in der DDR? 

Warum fahren wir 
in diesem Sommer 
nach DerliD 
in die DDR? 

UDBere Freundschaft soll uns stärken 
für den Kampf im eigenen Land. 
Auch die Jugend unsres Landes 

· reicht dazu die Freundeshand. 
In friedlicher Zusammenarbeit 

Tag der großen Arbeit 

wird kommen ein Tag mit viel 
dem Feld, in der Schule, im :Sclllac:btl 

in allen Ländern der Erde 
die Arbeiterklasse die Macht. 

dem Tag streiken Kölns 
in Kuba erfüllt man die 

MIJ'•••u macht man das WP.tter 
in Peking die Hochschulreform. 

ein jrlechiacher Hafenarbeiter 
mehr Schiffe mit Waffen entlädt 

ein Mähdrescherfahrer Ägyptens 
Kom dann auf Sinai mäht. 

Nordirland gehn Iren zur Kirche 
Rom wird der Papst dann getraut 
Pretoria regiert dann ein Schwarzer 
Vietnam wird nur Reis angebaut. 

Pierre, wie stehts an eurer Uni? 
Habt ihr Mitbestimmung scl'ton? 
Wird bei euch auch alles teurer? 
Kriegt ihr auch so wenig Lohn? 
Habt ihr auch An&st vo;dem Krieg? 
Was wollen wir gemeinsam tun? 
Gleiche Herren haben wir, 

werden wir uns gut verstehn. An dem Tag werden Kerker sich öffnen 
Das läßt sieb machen, und das soll die Welt und die Stunde der Freiheit ist da 

einiJ handeln beißt es nun! wenn wir hier und auch nachher zw�amtme,nst:elull.n dann umarmen wir unsere Genossen 
dieser Tag kommt bestimmt, Angela. 

Refr.: Refr.: 
Die demokratische Jugend der ganzen Welt, Die demokratische Jugend der ganzen Welt, 
sie ist in diesem Sommer auf Berlin eingestellt. sie ist in diesem Sommer auf Berlin eingestellt. 

Tat: Die Liedermacher Muiik: Thomas Jahn 
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Es wird kommen ein Tag mit viel Arbeit 
auf dem Feld, in der Schule, im Schacht 
denn in allen Ländern der Erde 
hat die Arbeiterklasae die Macht. 



•eh eine ltlitt­
Sammlung von Schallpla-' 
Ein ganz lch6n 11Urer 

nicht wahr? Um 10 lrgar· 
• wenn dann durch fal· 
Lagern eine Platte kaputt 
Hier ein paar Tips, wia ihr 

etwa1 von •ren Platten 
k6nnt: 

SchaHplettiiR verziehen lieh 
sie unsachgaml& 

••fl'-... rt ........ Sie mOaen 
..... Mnkrecht stehen oder 

liegan, da8 nicht mehr • 
maximal 20 Platten aufein· 

glichichtat sind. Sehr 
Hilfe bietan hier die ..... 

boi41Mß Behllter zur Aufbe. 
,.,_rung von Platten. 

Schallplettllß sind hitzeemp­
Nienulla neben Heiz. 

oder in die Sonne legerd 
Platten laaen lieh 

richten. Auch .  me­
-nisCbe Bllchldigungan ".,.. 

'nicht. Kratzer von 
1Ftn1181'11lltllln und Fi....,.. 
iM:ken k&lnen harber. warden. 

V•-ldat nur eine einwand· 
Abtastnadel. Sie mu8 .... 
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